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1 Anlass

Die internationale Wirtschaftsordnung befindet
sich gegenwartig in einem tiefgreifenden struktu-
rellen Umbruch. Die Anzahl grenziiberschreitender
militdrischer Konflikte steigt nach langen Jahren
des Riickgangs wieder und grofie Liander ringen
um die technologische Vorherrschaft, weil diese
wirtschaftliche und machtpolitische Vorteile ver-
heifdt. Die Bindungskraft des internationalen Han-
delsrechts schwindet; einige Lander, darunter die
grofdten Volkswirtschaften der Welt, setzen auf op-
portunistische unilaterale Mafdnahmen wie Zélle,
Exportbeschrinkungen oder Subventionen. Sie tun
das haufig mit Hinweis auf ihre nationale Sicher-
heit, die sie durch wirtschaftliche Entwicklungen
im Ausland bedroht sehen.

Der kanadische Premierminister Mark Carney hat
auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos 2026 er-
klart, dass es sich dabei nicht um eine schrittweise
Transformation, sondern um eine grundlegende
Zasur in den Rahmenbedingungen der Globali-
sierung handele (Mark Carney, 2026). Die interna-
tionale Presse sowie viele politische Akteure und
Beobachter stimmten ihm zu.! Fiir die européaische
und insbesondere die deutsche Wirtschaftspolitik
erwachsen aus dieser Zisur dringende Fragen nach
einer Schiarfung und Neubewertung zentraler wirt-
schaftspolitischer Instrumente, insbesondere in der
Handelspolitik.

Ein wesentliches Charakteristikum dieser Ent-
wicklung ist die zunehmende strategische Nutzung
wirtschaftlicher Verflechtungen fiir geopolitische
Zwecke. Unter dem Schlagwort ,Weaponized Inter-
dependence” (Farrell und Newman, 2019) wird
beschrieben, wie Staaten Handels-, Finanz- und
Technologiebeziehungen gezielt einsetzen, um
politischen Druck auszuiiben oder strategische

Vorteile zu erzielen. Parallel dazu ist in der Han-
delspolitik eine zunehmende Sicherheitslogik

zu beobachten: Okonomische Entscheidungen
werden verstirkt unter sicherheitspolitischen
Gesichtspunkten getroffen, wodurch sich die Prio-
ritditen der Wirtschaftspolitik verschieben. Die
neuere geodkonomische Forschung liefert wich-
tige Erkenntnisse fiir diese wirtschaftspolitische
Analyse. Sie zeigt, dass wirtschaftliche Macht aus
asymmetrischen Abhidngigkeiten und der Kontrolle
zentraler Knotenpunkte in globalen Netzwerken
resultiert. Entscheidend ist also nicht nur die Grofde
einer Volkswirtschaft und der Handelsgewinne, die
sie fiir sich und fiir andere Staaten erzeugt, sondern
auch ihre Position innerhalb internationaler Wert-
schopfungs- und Infrastrukturnetzwerke, welche
ihre geookonomische Macht oder ihre Verletzbar-
keit bestimmt (Mohr und Trebesch, 2025).2

Auch die Européische Union sieht sich zunehmend
mit geookonomischem Druck konfrontiert. Er-
fahrungen aus den vergangenen Jahren verdeut-
lichen dies: etwa die zollpolitischen Drohungen der
USA im Jahr 2025 und ihre teilweise Umsetzung
im stark asymmetrischen ,, Turnberry-Abkommen*
zwischen der EU und den USA, die Untersuchun-
gen der US-Administration gegen angebliche
yunfaire“ handelspolitische Praktiken der EU im
laufenden Jahr oder die zeitweisen Beschrankun-
gen des Exports von kritischen Rohstoffen durch
die chinesische Regierung. Diese Entwicklungen
zeigen, dass enge wirtschaftliche Beziehungen
nicht nur Wohlstandsgewinne ermdoglichen, son-
dern auch potenzielle Verwundbarkeiten schaffen
konnen. Diese Verwundbarkeiten werden durch
strukturelle Veranderungen der globalen Handels-
ordnung zusitzlich verstarkt. Die multilaterale
Architektur der internationalen Wirtschaftsbe-

1 Inseiner vielfach rezipierten Rede in Davos verwendete der kanadische Premierminister Mark Carney das Wort ,,rupture®;
https://www.weforum.org/stories/2026/01/davos-2026-special-address-by-mark-carney-prime-minister-of-canada/.

Eine ausfihrlichere Erorterung findet sich in Fabry et al. (2026).

2 Siehe auch Sturn (2026) fir eine ideengeschichtliche Einordnung dieses Forschungsstrangs.
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ziehungen, insbesondere im Rahmen der Welt-
handelsorganisation (WTO), ist zunehmend ge-
schwicht. Reformblockaden, ein nur eingeschrankt
funktionsfihiger Streitbeilegungsmechanismus
und eine wachsende Zahl unilateraler Mafinahmen
untergraben das System. In der Folge gewinnt die
Durchsetzung nationaler Interessen durch wirt-
schaftliche Machtinstrumente an Bedeutung, wih-
rend regelbasierte Kooperation an Verbindlichkeit
verliert. Auch wenn nach der Abkehr der USA von
zentralen WTO-Prinzipien argumentiert werden
kann, dass immer noch rund 72 % des weltweiten
Gliterhandels unter MFN-Bedingungen und damit
gemaf} dem wichtigsten Prinzip der Welthandels-
organisation stattfindet (WTO, 2026), gefahrdet
eine solche Erosion die Bindungswirkung der Re-
geln bei allen Teilnehmern.

Diese Entwicklungen vollziehen sich vor dem
Hintergrund einer verschirften geo6konomischen
Rivalitit zwischen den Vereinigten Staaten und
China, von der auch die Europiische Union zu-
nehmend betroffen ist. Der Konflikt umfasst neben
klassischen handelspolitischen Instrumenten wie
Zollen auch Exportkontrollen, Investitionsprii-
fungen, Technologiebeschrankungen sowie Maf3-
nahmen zur Kontrolle kritischer Rohstoffe und
Lieferketten. Neben der strategischen Konkurrenz
zwischen den beiden Grofdmichten haben auch
handelspolitische Spannungen zwischen der EU
und den USA sowie zwischen der EU und China
zugenommen. Dies stellt auch exportorientierte
Volkswirtschaften wie Deutschland vor neue Her-
ausforderungen.

Hinzu kommt eine zweite, fir Europa besonders
relevante Entwicklung: ein struktureller Wett-
bewerbsschock aus China, der in der jlingeren
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wirtschaftspolitischen Diskussion haufig als
»China-Schock II“ bezeichnet wird (vgl. Tordoir und
Setser (2026)). Wahrend der erste China-Schock pri-
mar durch Importwettbewerb in arbeitsintensiven
Industrien gekennzeichnet war und in den USA
sowie in Slideuropa mit erheblichen negativen Be-
schiftigungseffekten in importkonkurrierenden
Regionen einherging, beobachten wir aktuell eine
deutlich verschirfte Konkurrenz Chinas in tech-
nologisch anspruchsvollen und kapitalintensiven
Sektoren. Chinesische Unternehmen dringen ver-
starkt in industrielle Kernbereiche Deutschlands
und Europas vor, darunter Maschinenbau, Chemie,
Automobilindustrie und Elektrotechnik, und ver-
fiigen iber starke Marktpositionen in Zukunfts-
technologien wie Batterien, erneuerbaren Energien
und digitalen Industrien.

Diese Entwicklung geht mit einer Abschwéachung
der Wachstumsimpulse aus dem Auflenhandel ein-
her. Aufenhandel ist, anders als in der Vergangen-
heit, kein verlasslicher Wachstumstreiber fiir die
deutsche Volkswirtschaft mehr.3 Der gegenwairtige
China-Schock II weist Parallelen zum Wettbe-
werbsschock durch japanische Hersteller in der
US-Automobilindustrie im spéten 20. Jahrhundert
auf, geht jedoch in seiner sektoralen Breite, geo-
O0konomischen Einbettung und systemischen Wir-
kung deutlich dartiber hinaus. Nicht nur einzelne
Unternehmen oder Branchen, sondern potenziell
ganze industrielle Okosysteme, die durch enge Ver-
flechtungen entlang von Wertschopfungsketten
gekennzeichnet sind, konnten in ihrer Existenz
gefihrdet sein. Dazu kommen, anders als beim Auf-
stieg Japans, auch sicherheitspolitische Aspekte.

In diesem Umfeld haben sich die wirtschaftspoliti-
schen Debatten innerhalb der Europiischen Union

3 Seit 2022 ist der Beitrag des AuRenhandels zum deutschen BIP-Wachstum tiberwiegend negativ.
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und in Deutschland deutlich verschoben. Im poli-
tischen und intellektuellen Mainstream gilt Frei-
handel nicht mehr als gesetzt.* Im Zentrum stehen
Fragen des Umgangs mit wirtschaftlichem Zwang,
der Absicherung von Industrien, die als kritisch
betrachtet werden, sowie der Balance zwischen
Offenheit und strategischer Autonomie. Diskutiert
werden unter anderem neue Schutzinstrumente,
Mafdnahmen zur Férderung lokaler Wertschépfung
sowie eine viel aktivere industriepolitische Flankie-
rung der Handelspolitik.

Damit riickt die zentrale Frage in den Mittelpunkt,
wie die europiische Handelspolitik unter den Be-
dingungen einer zunehmend geodkonomisch ge-
pragten Welt weiterentwickelt werden sollte. Dabei
geht es um die Reduktion strategischer Abhéingig-
keiten, den Schutz vor wirtschaftlichem Zwang
und angemessene Reaktionen darauf sowie um die
Starkung der Innovations- und Produktivititsent-
wicklung und die Bewahrung der Vorteile offener
Mirkte.

Das vorliegende Gutachten setzt hier an. Es unter-
sucht die Rolle der Handelspolitik im Kontext

der veranderten globalen Rahmenbedingungen
und adressiert insbesondere fiinf zentrale Frage-
stellungen:

1. Soll die Handelspolitik dazu beitragen, strategi-
sche Abhingigkeiten der Europdischen Union
zu reduzieren und, wenn ja, wie soll sie das
bewerkstelligen?

2. Wie konnen die Handelspolitik und die Ent-
wicklung des Binnenmarktes helfen, die Wider-
standsfahigkeit Europas gegentiber geookono-
mischem Druck zu stirken?

3. Wie kann die Handelspolitik helfen, die
Reaktionsmoglichkeiten bei einem Einsatz von
geodkonomischen Instrumenten durch andere
Staaten zu verbessern?

4. Kann das multilaterale Handelssystem unter
veranderten geookonomischen Bedingungen
und trotz bestehender Reformblockaden so wei-
terentwickelt werden, dass die Vorteile offener
Mairkte so weit wie moglich erhalten bleiben?

5. Wie kann die Handelspolitik dazu beitragen,
dass der China-Schock II zu einem Produkti-
vitits- und Innovationsimpuls in der EU fiihrt
und letztlich die industrielle Basis starkt?

Insgesamt ergibt sich der Anlass dieses Gutachtens
aus dem Zusammenwirken mehrerer Entwicklun-
gen: der zunehmenden Politisierung wirtschaft-
licher Verflechtungen, der Verschiarfung geopoli-
tischer Rivalititen, der Schwiachung multilateraler
Institutionen sowie eines stark veranderten Wett-
bewerbsdrucks durch China. Diese Entwicklungen
erhohen den Anpassungsdruck auf die européische
Wirtschaft erheblich und machen eine strategische
Neuausrichtung der Handelspolitik erforderlich.

Ziel des Gutachtens ist es, diese Verdanderungen
systematisch zu beschreiben und daraus wirt-
schaftspolitische Handlungsempfehlungen fiir
die europiische Handelspolitik zu entwickeln.

4 Felbermayr und Braml (2024) beschreiben, warum und wie seit der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008/09 der bis dahin geltende

Washington-Konsens verloren ging.



2 Die Renaissance der geookonomischen

Forschung

2.1 Grundlagen

Die geodkonomische Forschung untersucht die
strategische Nutzung wirtschaftlicher Instrumente,
insbesondere im Bereich von Handel, Investitionen
und Finanzbeziehungen, zur Erreichung geopoliti-
scher, d. h. machtpolitischer, Ziele. In den vergan-
genen Jahren hat dieses Forschungsfeld erheblich
an Bedeutung gewonnen. Hintergrund ist die zu-
nehmende Politisierung wirtschaftlicher Verflech-
tungen, die sich in Handelskonflikten, Sanktionen,
Exportkontrollen und teilweiser technologischer
Entkopplung manifestiert. Okonomische Verflech-
tungen werden dabei nicht mehr ausschliefRlich

als Grundlage fiir Effizienzgewinne verstanden,
sondern zunehmend auch als potenzielles Macht-
instrument.

Die Wurzeln geookonomischen Denkens reichen
weit zuriick. Viele einflussreiche Okonomen
haben sich damit beschéftigt. Klassische Bei-
trige der politischen Okonomie befassen sich
zum Beispiel mit der Frage, wie wirtschaftliche
Beziehungen politische Machtverhiltnisse beein-
flussen und umgekehrt. Das hat Adam Smith
1776 zu dem berithmten Satz gefiihrt: ,,Defence,
however, is of much more importance than opu-
lence” (Smith, 1776). Damit hat der Begriinder der
modernen Volkswirtschaftslehre protektionisti-
sche Mafinahmen Englands, die Navigation Acts,
die sich gegen Holland richteten, gerechtfertigt.
Spater entwickelte sich eine ausfiihrliche Literatur
zu Optimalzoéllen, in der es um die Frage ging, wie
grofle Lander durch das Setzen von geeigneten
Importzollen ihre Wohlfahrt auf Kosten von klei-

neren Lindern erhdhen kdonnen (Johnson, 1953;
Felbermayr et al., 2013).

Mit dem ,End of History“-Denken des spaten

20. Jahrhunderts (Francis Fukuyama) verlor das
Thema innerhalb der Volkswirtschaftslehre je-
doch an Bedeutung. In dieser Phase dominierten
Modelle, die internationale wirtschaftliche Ver-
flechtungen primér unter Gesichtspunkten der
gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt und deren Ver-
teilung analysierten. In dieser Zeit ging man davon
aus, dass das Denken in Konfliktlogiken und Null-
summenspielen durch die offensichtlichen Vor-
teile des Welthandels abgelost sei.>

Wurde die Geodkonomie in dieser Zeit analysiert,
standen insbesondere spieltheoretische Modelle im
Vordergrund, die strategisches Verhalten zwischen
Staaten formalisierten. In der Regel profitieren in
diesen Modellen alle Seiten am meisten, wenn sie
unbeschriankt miteinander Handel treiben. Han-
delsbeschrankungen wie etwa Zélle schaden also
allen, allerdings nicht unbedingt allen Seiten in glei-
chem Mafle. Dadurch begriinden sie Asymmetrien,
die unter Umstdnden als geopolitisches Instrument
zum Einsatz gebracht werden kénnen (Sturn, 2026).6
Ein prominentes Beispiel fiir ein solches Modell ist
die Analyse von Sanktionen als Verhandlungsspiel,
die von Eaton und Engers (1992) entwickelt wurde.
In diesem Ansatz dienen Handelsrestriktionen als
glaubwiirdige Drohungen, um politische Konzessio-
nen zu erzwingen. Diese Beitrige lieferten wichtige
Grundlagen, blieben jedoch héufig auf stark ver-
einfachte Modelle beschrinkt und konnten reale
Machtverhéltnisse nur begrenzt erfassen.

5 Inden 1980er Jahren entwickelte sich eine einflussreiche Literatur zur strategischen Handelspolitik in oligopolistisch gepragten Markten
(siehe Brander und Krugman (1983); Brander und Spencer (1985); Eaton und Grossman (1986) fir Grundlagen). Dort ging es vor allem um die

Verlagerung von Gewinnen von einem Land in das andere mit Hilfe geeigneter industriepolitischer Instrumente (Subventionen und Importzélle).

6  Die Arbeit von Powell (1991) zeigt, dass Handelsbarrieren ein mégliches Ergebnis sein kénnen, wenn Handel zu asymmetrischen Gewinnen fihrt,
die den Ausgang einer potenziellen kriegerischen Auseinandersetzung beeinflussen kénnen.
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Ein zentrales Fundament dieser Literatur bildet
das Konzept der asymmetrischen Interdependenz,
das auf Albert O. Hirschman (Hirschman, 1945)
zurlickgeht. Hirschman zeigt, dass wirtschaftliche
Macht nicht primér aus absoluter Grofie resultiert,
sondern aus ungleichen Abhingigkeitsverhalt-
nissen zwischen Staaten. Wenn ein Land starker
von einem anderen abhéngig ist, z.B. bei der Ver-
sorgung mit essenziellen Importgiitern, dann kann
der weniger abhédngige Partner diese Beziehung
strategisch nutzen und politischen Einfluss aus-
uben. Gleichzeitig konnen Staaten Handelsstruk-
turen gezielt so gestalten, dass solche asymmetri-
schen Abhingigkeiten entstehen.

In der neueren Literatur werden diese Einsichten
aufgegriffen und mit modelltheoretischen und
quantitativen Ansitzen weiterentwickelt. Diese
Arbeiten integrieren strategisches Verhalten in
empirisch fundierte Handelsmodelle, insbeson-
dere in Gravitationsmodelle des internationalen
Handels, die um Netzwerkstrukturen erweitert
werden kénnen. Dadurch wird es moglich, globale
Produktions- und Lieferketten realistischer abzu-
bilden und geo6konomische Interaktionen quanti-
tativ zu analysieren. So kombinieren beispielsweise
Thoenig (2024) und Mayer et al. (2025) internatio-
nale Verhandlungsspiele mit Handel ,im Schatten
von Krieg® und quantifizieren den Zusammenhang
zwischen Handelsintegration und Konfliktrisiken.

Parallel dazu nutzen Clayton et al. (2026a) und
Clayton et al. (2026b) globale Input-Output-Netz-
werke, um zu analysieren, wie wirtschaftliche
Macht entlang von Wertschopfungsketten ausge-
ubt wird. Ihre Ergebnisse zeigen, dass Staaten mit
zentralen Positionen in Produktionsnetzwerken
uberproportionale Einflussmoglichkeiten besitzen,
etwa durch das Zurtickhalten kritischer Vorleis-
tungsgtiter oder durch koordinierte Handels- und

Finanzsanktionen. Zugleich systematisieren diese
Arbeiten das wachsende Instrumentarium geodko-
nomischer Politik, das neben klassischen Zollen
und nichttarifiren Mafinahmen auch Import- oder
Exportverbote, Investitions- und Exportkontrollen,
Technologiebeschrankungen, Finanzrestriktionen
oder -sanktionen und noch weitergehende Sank-
tionen (Felbermayr et al., 2021) umfassen kann.

Liu und Yang (2025) zeigen, dass sich geo6konomi-
sche Macht aus asymmetrischen Importabhingig-
keiten ableiten und quantifizieren lasst. Der gegen-
wartige Stand des Wissens tiber die Wirkungen von
Zollen wird von Ossa und Redding (2026) zusam-
mengefasst.

Im internationalen Handel lésst sich geodkonomi-
sche Macht dadurch messen, wie stark sich wirt-
schaftliche Zwangsmafdinahmen auf das Ziel- und
das Ursprungsland auswirken. Konkret betrachtet
wird dafir das Verhiltnis der volkswirtschaftlichen
Verluste (z.B. BIP, Produktion oder Wohlfahrt) im
Zielland und im Ursprungsland, das durch den Ein-
satz geookonomischer Instrumente entsteht. Diese
Trade Benefit Ratios (TBR) oder Trade Hurting Ra-
tios (siehe z.B. Gersbach et al. (2025)) messen, wie
grofd der relative Schaden fiir das betroffene Land
im Verhiltnis zu den Verlusten des handelnden
Landes ist. Eine hohe TBR bedeutet, dass ein Land
geoOkonomische Mafnahmen mit geringen rela-
tiven Eigenkosten einsetzen kann und somit tiber
grofdere strategische Handlungsspielriume verfiigt.

2.2 Beispiele offenbarter
geookonomischer Macht

Die zunehmende Bedeutung geookonomischer
Instrumente zeigt sich in vielen aktuellen Ent-
wicklungen. Beispiele wie Exportkontrollen der
Vereinigten Staaten gegentiber China im Halb-
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leiterbereich, chinesische Exportrestriktionen bei
Seltenen Erden oder der japanisch-koreanische
Handelskonflikt von 2019 verdeutlichen, dass

der Einsatz geookonomischer Instrumente in der
Handelspolitik in der Regel auch in den Anwender-
landern zu spiirbaren wirtschaftlichen Verlusten
fihrt. Zugleich zeigen diese Fille, wie betroffene
Lander versuchen, ihre Verwundbarkeit durch Di-
versifizierung und den Abbau von Abhingigkeiten
zu verringern. Je nach Konstellation gelingt dies
mit unterschiedlichem Erfolg (Mohr und Trebesch,
2025; Makioka und Zhang, 2024).

Da der Einsatz geoOkonomischer Instrumente
unter erheblicher Unsicherheit dartber erfolgt,
wie das betroffene Land reagiert und wie schnell es
den entstehenden wirtschaftlichen Schaden durch
Anpassungen begrenzen kann, werden solche Inst-
rumente insbesondere von der US-Administration
de facto auch experimentell eingesetzt, wie der
Zollkonflikt zwischen den Vereinigten Staaten und
China im Jahr 2025 zeigt. Er veranschaulicht, dass
sich geookonomische Macht hiufig erst bei deren
Anwendung offenbart, und dass erst ihr tatsach-
licher Einsatz den beteiligten Akteuren Informatio-
nen dartiber liefert, wie andere Méchte reagieren.
Das ist charakteristisch fiir Konflikte unter Unsi-
cherheit.

Im April 2025 eskalierte der sino-amerikanische
Handelskonflikt, wobei beide Seiten ihre gegen-
seitigen Importzolle innerhalb weniger Tage auf
mehr als 100 % anhoben. Berechnungen mit dem
KOF-Handelsmodell (Gersbach et al., 2025) zeigen,
dass die USA bei derart starken und nahezu sym-
metrischen Zollerhéhungen viel grofere reale Pro-
duktions- und Einkommensverluste erleiden wiir-
den als China. Ein Hauptgrund dafir ist die direkte
und indirekte Abhingigkeit der amerikanischen
Wirtschaft von chinesischen Zwischenprodukten,

die deutlich grofier ist als umgekehrt. Fiir weitere
Untersuchungen der gesamtwirtschaftlichen Ver-
luste fir die USA siehe Hinz et al. (2026).

In diesem Fall zeigt sich, dass der Einsatz von Zol-
len gewissermafien als Experiment der US-Admi-
nistration in der geopolitischen Auseinanderset-
zung mit China gedient haben kénnte, das nach der
Reaktion des betroffenen Landes und angesichts
der zu erwartenden volkswirtschaftlichen Verluste
eines andauernden Handelskriegs jedoch auch
rasch wieder beendet wurde.

2.3 Folgerungen fiir die Handelspolitik

Sowohl die klassische wie auch die neuere geo-
Okonomische Literatur zeigt, dass wirtschaftliche
Verflechtungen systematisch Machtasymmetrien
erzeugen konnen. Diese Erkenntnis hat weitrei-
chende Implikationen fiir die Wirtschaftspolitik.
Sie legt nahe, Handels- und Investitionsbeziehun-
gen nicht allein unter Wohlfahrts- und Vertei-
lungsgesichtspunkten zu bewerten, sondern auch
im Hinblick auf ihren Einfluss auf potenzielle geo-
O0konomische Strategien im In- und Ausland. Eine
solche handelspolitische Bewertung setzt allerdings
Transparenz tiber die strategischen Abhidngigkeiten
eines Landes voraus. Diese strategischen Abhingig-
keiten analysieren wir im nichsten Kapitel fiir die
Europdiische Union.
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—3 Strategische Abhingigkeiten der EU
und die Rolle der Handelspolitik

3.1 Wo stehen die EU und
Deutschland in der internationalen
Wirtschaftsordnung?

Die internationalen Rahmenbedingungen haben
Deutschland und die Européische Union in jin-
gerer Zeit vor zusitzliche Herausforderungen ge-
stellt. So hat der Protektionismus weltweit seit 2008
deutlich zugenommen (Evenett et al., 2026; WTO,
2025). Zugleich hat auch die EU selbst in einzel-
nen Bereichen deutliche tarifare und nichttarifare
Handelsbarrieren errichtet, insbesondere im Agrar-
sektor. Sie plant oder baut weitere Maffnahmen
aus, die - ungeachtet ihrer jeweiligen politischen
Zielsetzungen - handelsbeschrankende Wirkungen
entfalten, etwa durch Schutzmafnahmen im Stahl-
sektor, den Carbon Border Adjustment Mechanism
(CBAM), die Corporate Sustainability Due Diligence
Directive (CSDDD) oder die EU Deforestation Regu-
lation (EUDR).

Die Europiische Union hat an relativer wirtschaft-
licher Bedeutung fiir die Welt verloren. Dies zeigt
sich etwa an ihrem Anteil am globalen Brutto-
inlandsprodukt, der laut Eurostat (2025) unter 15%
liegt, an ihrer im Vergleich zu China oder Indien
geringen Bevoélkerung, an ihrem abnehmenden An-
teil an der weltweiten Patentaktivitit. Aufgrund der
demographischen Entwicklung und des wirtschaft-
lichen Aufholprozesses vieler Schwellenlander wird
sich der relative Bedeutungsverlust in den néchs-
ten Jahrzehnten mit grofier Wahrscheinlichkeit
fortsetzen.

Es steht aufer Frage, dass der Binnenmarkt er-
hebliche Wohlfahrtsgewinne fiir die Mitglieder
der EU erzeugt (Felbermayr et al., 2022). Aber der
gemeinsame Markt ist stark fragmentiert, was in
der Praxis auch den Handel mit Drittstaaten be-
hindert (Fontagné und Yotov, 2024). Qualitative

und sektorale Evidenz weist zudem auf erhebliches
ungenutztes Potenzial im EU-Binnenmarkt hin:
Unterschiedliche nationale Kennzeichnungs- und
Verpackungsvorschriften erhéhen die Marktein-
trittskosten, territoriale Lieferbeschrankungen
behindern den grenziiberschreitenden Einkauf
glinstigerer Produkte, und ein fragmentierter
Transportsektor verlangsamt den Warenhandel.
Zudem ist das o6ffentliche Beschaffungswesen trotz
EU-Vorgaben weiterhin zugunsten nationaler
Anbieter verzerrt. Diese Faktoren verdeutlichen
zentrale strukturelle Hindernisse fiir eine stirkere
Marktintegration (Cerdeiro und Rotunno, 2026).

Dazu kommt ein relativer Bedeutungsverlust der
EU im Welthandel, sowohl bei Giitern als auch

bei Dienstleistungen. China zéhlt fiir zahlreiche
Volkswirtschaften zu den wichtigsten Partnern im
Warenhandel und ist fiir einen Teil von ihnen der
grofite bilaterale Warenhandelspartner. Schliefilich
sieht sich die EU und insbesondere Deutschland
einem sogenannten China-Schock II ausgesetzt,
der im néchsten Kapitel ndher besprochen wird.
Aufgrund dieser relativen Schwiche der EU und
der Konzentration des globalen Handels auf relativ
wenige Drittstaaten stellt sich die Frage, wie stra-
tegische Abhingigkeiten identifiziert werden kon-
nen und wie mit ihnen umgegangen werden soll.
Dieser Frage widmet sich der weitere Verlauf dieses
Kapitels.

3.2 Kriterien zur Identifikation
strategischer Abhangigkeiten

Offene Mirkte erzeugen stets Abhdngigkeiten.
Diese sind grundsatzlich kein Schwachpunkt, son-
dern eine logische Folge von Spezialisierung, ohne
welche keine Effizienz- und Wohlstandsgewinne
durch Handel erreichbar wiren. Handelspolitisch
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relevant werden sie jedoch dann, wenn sie asym-
metrisch sind und ein Anreiz besteht, sie als Macht-
instrument einzusetzen.

Wann ist eine Abhingigkeit strategisch relevant?
Fiir die wirtschaftspolitische Analyse ist es notwen-
dig, strategische Abhingigkeiten zu identifizieren
und von tblicher wirtschaftlicher Verflechtung

zu unterscheiden. Dafir sind insbesondere fiinf
Kriterien mafgeblich. Nicht alle Kriterien miissen
gleichzeitig erfillt sein, damit eine Abhingigkeit
als strategisch gilt. Erforderlich sind die Kriterien 2,
4 und 5 sowie entweder Kriterium 1 oder 3.

1. Hohe Lieferlandkonzentration
Ein bestimmtes Produkt wird tiberwiegend
aus einem einzigen Land importiert. Eine sol-
che Konzentration lésst sich etwa anhand der
Marktanteile der Lieferlinder messen.

2. Geringe kurzfristige Substituierbarkeit
Im Fall eines negativen Angebotsschocks kann
kurzfristig nicht auf andere Anbieter ausgewi-
chen werden. Eine solche Abhingigkeit liegt vor,
wenn ein Bezug des Produkts oder von Sub-
stituten fiir das Produkt aus anderen Quellen
kurzfristig nicht méglich ist, z.B. weil Produkti-
onsprozesse nicht schnell hochgefahren werden
kénnen oder notige Rohstoffe fehlen.

3. Vorliegen von Chokepoint-Strukturen
Anders als klassische Marktstrukturen erzeugen
Chokepoints (Engpasse) Marktmacht nicht pri-
mar uber Marktanteile, sondern tber die Kont-
rolle zentraler Knotenpunkte innerhalb globaler
Netzwerke, etwa von Meeresengen im mari-
timen Transport, Internetknoten oder Unter-
seekabeln in digitalen Netzwerken sowie von
Clearing- und Nachrichtensystemen im interna-

tionalen Zahlungsverkehr; siehe z.B. Farrell und
Newman (2019).7 Akteure, die solche Positionen
innehaben, kdnnen den Zugang zu essenziel-
len Ressourcen, Technologien oder Infrastruktu-
ren steuern und diesen politisch instrumenta-
lisieren. Diese Form der Verwundbarkeit ist in
klassischen Handelsdaten haufig nicht sichtbar,
kann jedoch weitreichende 6konomische und
politische Folgen haben.

. Hohe 6konomische Relevanz der betroffenen

Wirtschaftsaktivititen

Hohe 6konomische Relevanz haben Giiter oder
Dienstleistungen dann, wenn sie einen essen-
ziellen Charakter fur den Konsum, als Vorleis-
tung in der Produktion oder als Investitionsgut
haben. Der Ausfall solcher Giiter wiirde entwe-
der unmittelbare starke Beeintriachtigungen des
taglichen Bedarfs (etwa bei Lebensmitteln, Ener-
gie und Medikamenten) zur Folge haben oder
zu weitreichenden Stérungen in der Produk-
tion von Giitern und Dienstleistungen fiihren.
Bei Dienstleistungen besteht eine hohe 6ko-
nomische Relevanz z.B. dann, wenn ein grofler
Teil der digitalen Infrastruktur eines Landes von
auslandischer Software oder Hardware abhén-

gig ist.

. Risiko des Einsatzes als geopolitisches

Instrument durch andere Linder
Abhingigkeiten gemaf den ersten vier Kriterien
sind erst dann von strategischer Relevanz, wenn
ein Risiko besteht, dass sie geopolitisch ausge-
nutzt werden. Ein solcher Anreiz ist beispiels-
weise gering, wenn der Einsatz des Instruments
fiir das handelnde Land selbst hohere volkswirt-
schaftliche Kosten verursacht als fiir das Ziel-
land.

7  Die Autoren thematisieren zusétzlich einen Panopticon-Effekt, der entsteht, wenn die Kontrolle Giber zentrale Knotenpunkte Zugang zu

vertraulichen Informationen verschafft.
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Zur Identifizierung strategischer Abhiangigkeiten
werden verschiedene Ansitze verwendet. Dazu
zahlen risikobasierte Ansatze (Europaische Kom-
mission, 2021), Marktanteilsstudien (Arriola et al.,
2024), Analysen von Substitutionsmoglichkeiten
(z.B. Flach et al. (2021), Felbermayr und Krebs
(2023)) sowie Indikatoren, die die Wohlfahrtskosten
von Importschocks auf Produktebene berechnen
(Consonni und Magerman, 2026). Dartiber hinaus
kommen allgemeine Handelsmodelle zum Einsatz,
um die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen von
Stoérungen zu analysieren, die durch den Einsatz
geoOkonomischer Instrumente ausgeldst werden
(z.B. Gersbach et al. (2025)). Chokepoints wiederum
kénnen durch die Analyse von Handelsnetzwerken
in zentralen Sektoren modelliert bzw. identifiziert
werden (Elliott et al., 2022; Schwellnus et al., 2023).8

Um jedoch einschitzen zu konnen, ob Staaten sol-
che Abhidngigkeiten als geopolitisches Instrument
einsetzen konnten, muss auch der wirtschaftliche
Schaden berticksichtigt werden, der dem handeln-
den Land selbst durch den Einsatz dieses Instru-
ments entsteht. Die Beispiele im letzten Kapitel
illustrieren solche wirtschaftlichen Schadensverhalt-
nisse, die durch weitere Metriken wie z.B. die Trade
Benefit Ratios oder Trade Hurting Ratios kompakt
erfasst werden konnen (Gersbach et al., 2025).

3.3 Sektorale und systemische
strategische Abhangigkeiten

Strategische Abhangigkeiten lassen sich grundsitz-
lich in sektorale und systemische Abhingigkeiten
unterteilen. Sektorale Abhingigkeiten beziehen
sich auf bestimmte Giiter, Vorleistungen oder
Technologien und betreffen damit einzelne Wirt-

8  Siehe auch Kapitel IT in Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK (2023).

schaftsbereiche. Systemische Abhédngigkeiten ent-
stehen dagegen durch die Einbindung in zentrale
Infrastrukturen, Netzwerke oder Plattformen, die
fir grofRe Teile der Volkswirtschaft von Bedeutung
sind. Wahrend sektorale Abhidngigkeiten hiufig
auf sektorale Wertschopfungsketten begrenzt sind,
konnen systemische Abhidngigkeiten weite Teile
der Wirtschaft gleichzeitig betreffen. Beide Formen
konnen strategischer Natur sein, sofern die in Ab-
schnitt 3.2 beschriebenen Kriterien erfiillt sind.

Fir die Europédische Union lassen sich aufderhalb
des militdrischen und sicherheitsrelevanten Be-
reichs sieben zentrale strategische Abhingigkeiten
identifizieren (siehe Gersbach (2026)).9 Allen diesen
Abhingigkeiten ist gemein, dass sie gesamtwirt-
schaftlich relevante Bereiche betreffen und poten-
ziell als geopolitische Druckmittel eingesetzt wer-
den konnten. Sie sind dadurch charakterisiert, dass
massive Storungen in einem solchen Bereich starke
unmittelbare negative Auswirkungen auf das All-
tagsleben und/oder eine deutliche Verminderung
der Produktion von Giitern und Dienstleistungen
nach sich ziehen wiirden. Typischerweise ist das
Drohpotenzial geo6konomischer Instrumente be-
sonders grof3, wenn sie das Alltagsleben spiirbar
beeintrichtigen, sei es tiber Preiserh6hungen oder
durch den Ausfall von Giitern oder Dienstleistun-
gen. Ein hoher Anpassungsdruck in der Produktion
von Giitern und Dienstleistungen bis hin zu Pro-
duktionsstopps infolge einer durch eine strategi-
sche Abhidngigkeit ausgeldsten Storung wirkt sich
demgegeniiber eher zeitverzogert aus.

Die Unterscheidung der strategischen Abhingig-
keiten in vier sektorale Abhédngigkeiten in kriti-
schen Giiter- und Technologiesektoren einerseits
und in drei systemische Abhidngigkeiten von

9 Die Zahl hdngt vom Aggregationsniveau und der Abgrenzung sicherheitspolitischer Risiken ab. Zu den Abhangigkeiten der Handelspartner von
Lieferungen aus der EU gibt es ebenfalls eine Literatur; siehe etwa Sultan und Matthes (2025).
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transnationalen Infrastrukturen und Netzwerken
andererseits ermoglicht es, sowohl materielle Ver-
sorgungsrisiken als auch strukturelle Machtasym-
metrien zu erfassen. Diese Unterscheidung greift
auch die politische Debatte um , offene strategische
Autonomie” auf (Europaische Kommission, 2021).

Sektorale strategische Abhingigkeiten betreffen die
physische Verfligbarkeit essenzieller Gliter sowie
die Kontrolle iber zentrale Produktionskapazititen
in relevanten Industrien. Im Folgenden werden
kurz die wichtigsten sektoralen strategischen Ab-
hiangigkeiten beschrieben, die in Gersbach (2026)
zusammen mit den einschligigen Literaturquellen
ausfiihrlich dargestellt werden.

1. Kritische Rohstoffe und ihre Veredelung
Die Europiische Union ist in hohem Mafie von
Importen wichtiger Rohstoffe, insbesondere
Seltener Erden und kritischer Mineralien, sowie
von deren Veredelung abhingig. Diese Abhin-
gigkeit resultiert aus der starken geografischen
Konzentration von Férderung und Verarbeitung
sowie aus begrenzten Substitutionsmaoglichkei-
ten.

2. Halbleiter
Halbleiterwertschopfungsketten weisen eine
hohe Fragmentierung und Komplexitat bei
gleichzeitiger Konzentration zentraler techno-
logischer Kompetenzen auf. Einzelne Segmente,
insbesondere im Bereich fortgeschrittener Fer-
tigung und spezialisierter Ausriistung, fungieren
als strukturelle Chokepoints, deren Kontrolle im
Prinzip erhebliche geo6konomische Macht mit
sich bringt. Die Konzentration zentraler Pro-
duktionskapazititen und technologischer Fahig-
keiten in wenigen Landern schafft damit strate-
gische Abhéngigkeiten.

3. Energiesektor
Trotz Diversifizierungsbemiihungen bestehen
weiterhin substanzielle Importabhingigkeiten
bei fossilen Energietrdgern, aber auch in der
Photovoltaik. Zugleich entstehen im Zuge der
Energiewende neue Abhingigkeiten, etwa bei
Wasserstoff, Batterien und den entsprechenden
Vorprodukten.

4. Pharmazeutische Vorprodukte und kritische
Medikamente
Die Herstellung von Wirkstoffen und Vorpro-
dukten fiir viele Generika sowie fiir Arzneimit-
tel von besonderer Versorgungsrelevanz ist stark
auf Asien konzentriert. China nimmt insbeson-
dere bei pharmazeutischen Ausgangs- und Zwi-
schenstoffen eine Schliisselstellung ein. Auch
Indien ist ein bedeutender Hersteller von Wirk-
stoffen und Generika. Bei einzelnen Wirkstof-
fen und Vorprodukten besteht eine sehr hohe
Abhingigkeit von chinesischen Lieferungen.

Die vorliegende Liste stellt eine Systematisierung
grundlegender Typen strategischer Abhdngigkeiten
dar. Weitere Verwundbarkeiten, etwa in spezifi-
schen Industrien oder Technologiefeldern, lassen
sich in der Regel diesen Kategorien zuordnen.

So kann beispielsweise die Entwicklung und An-
wendung kiinstlicher Intelligenz als Kombination
mehrerer Abhidngigkeitstypen verstanden werden:
Sie beruht auf leistungsfahigen Halbleitern, ist in
digitale Infrastrukturen und Cloud-Systeme einge-
bettet und hingt zugleich von globalen Datendko-
systemen ab. Ahnliche Uberlagerungen finden sich
auch in anderen Zukunftstechnologien, etwa im
Bereich Batterien oder Wasserstoff.
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Daneben bestehen jedoch auch Verwundbarkeiten,
die sich nicht unmittelbar aus den aufgefiihrten
Kategorien ergeben und die die Grundkriterien
strategischer Abhiangigkeit in geringerem Maf3e er-
fillen. Im Agrar- und Erndhrungssystem ergeben
sie sich beispielsweise aus der Abhingigkeit von
importierten Vorleistungen wie Diingemitteln und
Futtermitteln sowie aus der engen Einbindung in

globale Agrarmarkte (FAO, 2026; Arriola et al., 2024).

Systemische Abhingigkeiten ergeben sich aus der
Einbindung in globale Infrastrukturen und Trans-
portnetzwerke, deren Funktionsweise durch zen-
trale Knotenpunkte gesteuert ist. Hierzu zidhlen
insbesondere:

1. Internationale Finanz- und
Zahlungsinfrastruktur
Die Européische Union ist tief in globale
Finanznetzwerke eingebunden, deren zentrale
Knotenpunkte teilweise aufderhalb ihres unmit-
telbaren Einflussbereichs liegen. Insbesondere
die Dominanz des US-Dollars und die Kontrolle
uber zentrale Infrastrukturen des internationa-
len Zahlungsverkehrs ermdglichen es einzelnen
Akteuren, den Zugang zu regulieren oder gezielt
einzuschranken.

2. Digitale Infrastrukturen und
Plattform6konomien
Strategische Abhangigkeiten bestehen insbe-
sondere gegeniiber auflereuropiischen Cloud-
Diensten, Plattformen und Datendkosystemen,
aber auch bei Betriebssystemen und Kommu-
nikationsgerdten. Hinzu kommt die Macht, die
sich aus der Kontrolle tiber Daten und Algorith-
men ergibt. Diese Bereiche sind durch starke
Skaleneffekte, Marktkonzentration und ausge-
pragte Lock-in-Dynamiken gekennzeichnet.

3. Maritime Logistik und globale
Transportnetzwerke
Der internationale Handel ist auf einige physi-
sche und organisatorische Engstellen angewie-
sen, darunter strategische Seewege und grofie
Hafen. Stérungen an diesen Knotenpunkten
konnen weitreichende wirtschaftliche Auswir-
kungen haben. Ein Beispiel aus dem Jahr 2026
ist die Strafde von Hormus im Krieg zwischen
den Vereinigten Staaten und Israel auf der einen
sowie Iran auf der anderen Seite.

3.4 EU, USA und China

Die EU, die USA und China sind durch ein komple-
xes System an Lieferketten fiir Zwischenprodukte
sowie Investitions- und Konsumgiiter verbunden,
dessen Bedeutung sich in den letzten Jahren nur
wenig verandert hat. Eine Ausnahme bilden die
direkten Warenimporte der USA aus China, die
deutlich zuriickgegangen sind und inzwischen zu
einem betrdchtlichen Teil Gber Drittlainder abgewi-
ckelt werden (Ossa, 2026). Neuere Untersuchungen
zeigen jedoch, dass geookonomische Fragmentie-
rung haufig weniger zu einem deutlichen Riick-
gang wirtschaftlicher Verflechtungen als vielmehr
zu deren Reorganisation fithrt. Handelsstrome
werden verstirkt tiber Drittstaaten umgeleitet und
Produktionsnetzwerke werden auch teilweise tiber
Direktinvestitionen angepasst. Damit werden in-
direkte Abhingigkeiten aufgebaut (Mayer et al.,
2025). Dadurch kann die tatsachliche wirtschaft-
liche Verflechtung zwischen geopolitischen Rivalen
deutlich stérker sein, als es bilaterale Handelsdaten
nahelegen.

Dies erschwert nicht nur die Messung strategischer
Abhéngigkeiten, sondern begrenzt zugleich die
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Wirksamkeit einfacher ,Decoupling“-Strategien.
Fiir die Européische Union folgt daraus, dass geo-
o6konomische Risiken starker entlang gesamter
Wertschépfungsketten analysiert werden sollten.

Aus Sicht der EU und Deutschlands sind zwei
weitere Beobachtungen von besonderer Relevanz:
Erstens erzeugen die starken wirtschaftlichen
Verflechtungen der EU mit den USA und China
Wohlstand in der EU, aber in betriachtlichem Mafie
auch in den beiden grofien Wirtschaftsméachten.
Quantitative Analysen zeigen, dass symmetrische
Handelskonflikte zwischen grofien Wirtschafts-
raumen in der Regel auf beiden Seiten erhebliche
Wohlfahrtsverluste verursachen (Felbermayr und
Krebs, 2023). Dies lasst sich anhand hypothetischer
Szenarien quantitativ illustrieren. Wiirden etwa

die EU und die USA symmetrisch ihre Handels-
barrieren um 30 % erhohen, so hitten beide Wirt-
schaftsraume dhnlich grofle Wohlstandsverluste zu
tragen: Die bilateralen TBRs fiir das verarbeitende
Gewerbe, sowohl isoliert als auch in Kombination
mit dem Dienstleistungssektor, liegen aus Sicht der
EU in einem vergleichsweise hohen Bereich und
relativ nahe bei 1 (siehe Gersbach et al. (2026)). Eine
symmetrische Verschlechterung der Handelsbezie-
hungen zwischen der EU und den USA oder zwi-
schen der EU und China wiirde somit jeweils auf
beiden Seiten erhebliche Wohlfahrtsverluste ver-
ursachen.!0 Der Einsatz spezifischer geodkonomi-
scher Instrumente in einzelnen Sektoren oder Sys-
temen kann jedoch durchaus stark asymmetrische
volkswirtschaftliche Verluste erzeugen. Fiir die USA
und China gehoren Verbesserungen ihrer geopoli-
tischen Position gegeniiber dem jeweiligen Rivalen
zu den angestrebten Wirkungen des Einsatzes geo-
o6konomischer Instrumente. Volkswirtschaftliche

Kosten konnen daher zugunsten geopolitischer
Gewinne bewusst in Kauf genommen werden.

Zweitens weisen auch die beiden globalen Wirt-
schaftsméchte USA und China strategische Abhan-
gigkeiten auf, etwa bei Halbleitern und Seltenen
Erden. Magnete aus Seltenen Erden etwa fiihren
die Vereinigten Staaten zu 80 % aus China ein, ei-
nige wichtige Medikamente zu tiber 90 %. Um bei
besonders exponierten Importgiitern, bei denen
strategische Abhingigkeiten bestehen, autark

zu werden, mussten die USA ihre Produktion in
den betroffenen Sektoren ungefihr verdoppeln
(Anderson et al., 2026). Im Vergleich zur EU ist je-
doch die Zahl der strategischen Abhingigkeiten
deutlich geringer. Zudem koénnten die USA und
China in der Regel auch schneller reagieren, wenn
es Engpisse geben sollte. Zudem sind die strate-
gischen Abhéngigkeiten auf systemischer Ebene
deutlich schwicher als in der EU.

3.5 Umgang mit strategischen
Abhangigkeiten

Risiken, welche sich durch strategische Abhédngig-
keiten und den méglichen Einsatz von geodkono-
mischen Instrumenten ergeben, werden in die op-
timale Organisation von Lieferketten der privaten
Wirtschaftsakteure eingehen. Wie aber bereits in
Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK (2023) dar-
gelegt, fiihrt dies nicht zu einer optimalen Versor-
gungssicherheit aus gesamtwirtschaftlicher Sicht,
weil die privaten Wirtschaftsakteure die Auswir-
kungen ihrer Lieferkettenentscheidung auf die Ver-
sorgungssicherheit einer Volkswirtschaft insgesamt
nicht ausreichend berticksichtigen oder staatliche

10 Daraus folgt nicht, dass es fiir die EU oder die USA keinen Anreiz gibt, einseitig Z6lle im Warenbereich zu erheben, um die Terms of Trade zu
verbessern. Wenn aber beide, die EU und die USA, Z6lle im Warenbereich als bestmdgliche Antwort auf die Zélle der anderen Wirtschaftseinheit
wihlen wiirden, wiren diese Z6lle positiv, wiirden aber zu Wohlfahrtsverlusten fiir beide fiihren (siehe Bagwell und Staiger (1999) und Bagwell
und Staiger (2004) fur die Theorie der optimalen Zélle und die Begriindungen fiir Prinzipien, welche dieses Gefangenendilemma losen).

Fur aktuelle Berechnungen zur Hohe von Optimalzéllen siehe etwa Davila et al. (2025) oder Itskhoki und Mukhin (2025).
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Hilfe in Krisensituationen erwarten. Bei strategi-
schen Abhingigkeiten stellt sich diese Problematik
in verscharftem Ausmafl. Einzelne Unternehmen
berticksichtigen bei ihren Beschaffungs- und In-
vestitionsentscheidungen die gesamtwirtschaft-
lichen Kosten strategischer Abhidngigkeiten nicht
vollstindig. Es liegt somit eine ,geodkonomische
Externalitat vor. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht
kann es daher sinnvoll sein, strategische Abhingig-
keiten gezielt zu reduzieren, um dem Einsatz geo-
o6konomischer Instrumente durch Drittstaaten vor-
zubeugen und zugleich die eigene geodkonomische
Handlungsfahigkeit zu starken.

Strategische Abhidngigkeiten lassen sich, sofern dies
politisch gewiinscht ist, jedoch nur langsam ab-
bauen. Mégliche Mafdnahmen lassen sich in zwei
Kategorien einteilen. Auf der einen Seite stehen re-
aktive Mafdnahmen, die ergriffen werden kénnen,
wenn ein auslandischer Staat versucht, strategische
Abhidngigkeiten geopolitisch zu instrumentalisie-
ren. Dazu zdhlen erstens handelspolitische Maf3-
nahmen auf europiischer Ebene, wie sie etwa im
bereits implementierten Anti-Coercion Instrument
angelegt sind, und zweitens eine insgesamt verbes-
serte und schnellere Governance der EU im Krisen-
fall.

Auf der anderen Seite kommen praventive Maf3-
nahmen in Betracht. Diese werden unabhingig von
konkreten geodkonomischen Bedrohungsfillen
durch Drittstaaten ergriffen. Hierzu gehort erstens
die Stirkung der europiischen Verhandlungsmacht
durch eine Vertiefung des Binnenmarktes und
Mafdnahmen im Finanz- und Technologiebereich,
etwa durch den digitalen Euro und die Kapital-
marktunion und Anreize fiir Firmen in diesem
Bereich, Abhingigkeiten zu reduzieren.

Zweitens kommt eine Industriepolitik infrage,

die die heimische Produktion in kritischen Sek-
toren gezielt starkt, wie dies beispielsweise mit
dem European Chips Act angestofRen wurde. Die
Moglichkeiten und Grenzen der Industriepolitik
werden in Wissenschaftlicher Beirat beim BMWE
(2025) dargelegt. Drittens konnten Abhangigkeiten
auch durch handelspolitische Mafinahmen wie
Diversification Tariffs (Felbermayr, 2026) reduziert
werden.

In diesem Gutachten fokussieren wir uns auf han-
delspolitische Mafinahmen und treffen keine Aus-
sagen Uber die Vor- und Nachteile der anderen ge-
nannten Anséatze. Eine handelspolitische Strategie
sollte sich jedoch nicht auf die Reduktion strategi-
scher Verwundbarkeiten beschrinken. Langfristig
kommt es ebenso darauf an, die geookonomische
Position der Europdischen Union zu starken.
Hierzu gehort insbesondere, glinstige Rahmen-
bedingungen dafiir zu schaffen, dass européische
Unternehmen zu unverzichtbaren Anbietern kri-
tischer Giiter, Technologien und Dienstleistungen
werden. Eine solche offensive Perspektive starkt die
Verhandlungsposition und die geo6konomische
Handlungsfahigkeit der Européischen Union.

Aufgrund des verstarkten Einsatzes geodkonomi-
scher Instrumente, der geopolitischen Rivalitét
zwischen den USA und China, der strategischen
Abhingigkeiten der EU sowie des China-Schocks
IT ergeben sich deshalb fiinf zentrale handelspoliti-
sche Fragen. Erstens: In welchem Umfang und mit
welchen Instrumenten kann die Handelspolitik
dazu beitragen, strategische Abhingigkeiten der
Europiischen Union zu reduzieren? Zweitens: Wie
kann die Handelspolitik, in Verbindung mit der
Weiterentwicklung des Binnenmarktes, die wirt-
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schaftliche Widerstands- und Handlungsfahigkeit
der EU gegeniiber geookonomischem Druck stir-
ken? Drittens: Wie kdnnen die handelspolitischen
Reaktionsmoglichkeiten der Europdischen Union
beim Einsatz geo6konomischer Instrumente durch
Drittstaaten verbessert werden? Viertens: Welche
Perspektiven bestehen fiir die Weiterentwicklung
des multilateralen Handelssystems unter den Be-
dingungen zunehmender geo6konomischer Frag-
mentierung? Und fiinftens: Wie kann die Handels-
politik dazu beitragen, dass der China-Schock II zu
einem Produktivitits- und Innovationsimpuls fiir
die europiische Wirtschaft wird?

Die Antworten auf diese Fragen werden in den
Kapiteln 6 bis 8 im Zentrum stehen. In den beiden
nédchsten Kapiteln legen wir dazu weitere Grund-
lagen und erdrtern als Nachstes den China-Schock
I und mogliche handelspolitische Reaktionen. Ver-
idnderungen der internationalen Handelsbeziehun-
gen konnen namlich stets auch Verlierergruppen
in einzelnen Landern hervorbringen, insbesondere
dann, wenn grofde negative Schocks einzelne Re-
gionen oder Branchen treffen. Gegenwirtig ist

dies vor allem im Zusammenhang mit dem China-
Schock IT auch in Deutschland und in der EU ins-
gesamt ein wichtiges Thema (Klement, 2025).

15
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—4 Der ,China-Schock II“ und handels-
politische Reaktionsoptionen

4.1 Die Rolle Chinas im Welthandel

In der Debatte wird unter dem China-Schock I

der starke Anstieg der Importpenetration chinesi-
scher Giiter in vielen westlichen Lindern infolge
des WTO-Beitritts im November 2001 verstanden.
Vor allem arbeitsintensive Industrien kamen unter
Druck. Empirische Studien belegen regional kon-
zentrierte negative Beschiftigungseffekte in den
USA (Autor et al., 2013) und Stideuropa (Branstetter
et al., 2019), die auch politische Folgen haben kon-
nen (Colantone und Stanig, 2018). In Deutschland
waren die aggregierten Beschiftigungseffekte des
ersten China-Schocks deutlich geringer als in den
Vereinigten Staaten. Regional traten gleichwohl
Verluste in importkonkurrierenden Regionen auf
(Dauth et al., 2014). Die neuere Literatur zeichnet
ein deutlich differenzierteres Bild des ersten China-
Schocks. Mehrere Arbeiten zeigen, dass frithe Ana-
lysen die positiven Effekte giinstigerer Importe,
steigender Produktivitidt und der Integration globa-
ler Wertschopfungsketten teilweise unterschitzten.
Insbesondere wurden Exporteffekte und Beschif-
tigungsgewinne in exportorientierten Unterneh-
men sowie in nachgelagerten Industrien zunachst
nur begrenzt berticksichtigt (siehe Feenstra und
Sasahara (2018); Bloom et al. (2016)).

Dartiber hinaus zeigen neuere allgemeine Gleich-
gewichtsanalysen, dass der China-Schock I erheb-
liche Gesamtwohlfahrtsgewinne erzeugte, auch

wenn diese ungleich verteilt waren und regional
konzentrierte Anpassungskosten verursachten
(Caliendo et al., 2019). Damit erscheint der erste
China-Schock nicht als eindimensionaler Deindus-
trialisierungsschock, sondern vielmehr als komple-
xer Strukturwandel mit erheblichen Verteilungs-
wirkungen, sektoralen Anpassungsprozessen und
zugleich substanziellen gesamtwirtschaftlichen
Effizienzgewinnen.

Der gegenwirtige China-Schock II markiert eine
qualitativ neue Phase des internationalen Wett-
bewerbs. Sie ist durch eine breit angelegte Expan-
sion Chinas in kapital- und technologieintensiven
Sektoren gepragt. Neue empirische Evidenz zeigt,
dass China seinen Handelstiberschuss in den ver-
gangenen Jahren erheblich ausgeweitet hat. Ge-
mafd Tordoir und Setser (2025) zum Beispiel sind
zuletzt Grofienordnungen von deutlich tiber

1 Billion US-Dollar Uberschuss im Warenhandel
erreicht worden. Gleichzeitig sind in einer Vielzahl
von chinesischen Industriesektoren Zugewinne
bei globalen Exportmarktanteilen zu beobachten
(de Soyres et al. (2026)). Besonders ausgepragt ist
diese Dynamik in technologisch anspruchsvol-
len Bereichen wie Elektrofahrzeugen, Maschinen,
Batterien und industriellen Vorleistungen. Neuere
Analysen zeigen, dass ein signifikanter Teil des Ex-
portwachstums auf gezielt geférderte Sektoren
entfillt (de Soyres et al., 2026). Abbildungen 1-4
illustrieren diese Entwicklungen.
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Abbildung 1: Anteil an der globalen Wertschopfung im verarbeitenden Gewerbe (in Prozent)
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Abbildung 2: Veranderung des Anteils chinesischer Exporte nach Sektoren (in Prozentpunkten)
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Quelle: de Soyres et al. (2026)
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Abbildung 3: Veranderung der Anteile ausgewahlter Linder und Regionen an globalen
Exporten, 2017 -2024 (in Prozentpunkten)
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Abbildung 4: Durchschnittliches jahrliches Wachstum des chinesischen Handelsvolumens,
2010-2024 (in Prozent)
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Quelle: de Soyres et al. (2026)
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Empirische Evidenz zeigt zudem, dass China in-
nerhalb kurzer Zeit eine dominante Position im
globalen Elektrofahrzeugmarkt aufgebaut hat. Das
Land produziert rund 75 % aller neuen Elektro-
fahrzeuge weltweit. China tiberholte die EU bei
den Automobilexporten gemessen an der Zahl der
Fahrzeuge bereits 2024. Die chinesischen Exporte
von Elektroautos verdoppelten sich 2025 gegen-
tber dem Vorjahr. [hr Anteil an den gesamten chi-
nesischen Automobilexporten lag 2025 bei mehr
als 35 %. Fast 60 % aller 2025 aus Drittlandern in die
EU importierten Elektroautos kamen aus China
(IEA, 2026). Diese Entwicklung umfasst auch Fahr-
zeuge internationaler Hersteller, deren Produktion
nach China verlagert wurde, und unterstreicht die
zunehmende Bedeutung Chinas als zentraler Pro-
duktionsstandort innerhalb globaler Automobil-
netzwerke.

Wingender et al. (2024) zeigen, dass die zuneh-
mende chinesische Wettbewerbsfihigkeit im Elek-
trofahrzeugsektor Anpassungskosten fiir die EU
erzeugt und dass protektionistische Reaktionen
diese Kosten erhohen konnen. Mogliche Erklarun-
gen fiir Chinas Wettbewerbsposition sind staatliche
Forderung, Skaleneffekte und technologische Lern-
prozesse. Im Automobilsektor zeigt sich zudem,
dass sich dieser Wettbewerb nicht auf die Endmon-
tage von Fahrzeugen beschrankt. Vielmehr beruht
die Wettbewerbsfahigkeit chinesischer Anbieter
auf einer integrierten industriellen Basis entlang
der gesamten Wertschopfungskette. Im Bereich
der Batterietechnologie beherbergt China die welt-
weit fihrenden Hersteller (IEA, 2026). Wichtig ist
auch, dass die Arbeitskosten in China zwar deutlich
niedriger sind als in Deutschland, aber nicht den
Hauptfaktor fiir den Preisvorteil chinesischer Elek-
trofahrzeuge ausmachen (IEA, 2024).

Auch in vorgelagerten Stufen der Wertschdpfungs-
kette besteht eine hohe Marktkonzentration. China
dominiert die Verarbeitung kritischer Rohstoffe fiir

die Industrie und weist hier sehr hohe Marktan-
teile auf (USGS, 2026). Diese vertikale Integration
ermoglicht es, Kostenvorteile entlang der gesamten
Produktionskette zu realisieren und Preissetzungs-
spielraume strategisch zu nutzen.

Zur theoretischen Einordnung lasst sich diese Ent-
wicklung als industriepolitisch gepragter Wett-
bewerbsschock interpretieren, der iiber mehrere
Kanile wirkt. Auf Grundlage von Modellen mono-
polistischer Konkurrenz mit heterogenen Unter-
nehmen (Melitz, 2003) kann staatliche Forderung
als Reduktion fixer und variabler Kosten ver-
standen werden, wodurch sich Markteintritt und
Exportaktivititen ausweiten. Ergdnzend zeigt ein
vertikal integrierter Ansatz (Antras und Chor, 2013),
dass die Kontrolle iiber Vorleistungssektoren zu-
satzliche Kostenvorteile in nachgelagerten Indus-
trien erzeugen kann.

Die empirischen Befunde von Wingender et al.
(2024) sind in diesem Zusammenhang konsistent
mit drei Faktoren: erstens Kostenvorteile durch
staatliche Unterstiitzung, zweitens Skaleneffekte
aufgrund grofier Binnenmaérkte und drittens In-
novationen und Kontrolle entlang der Wertschop-
fungsketten. Zusammen fiihren diese Faktoren zu
einer Verschiebung der globalen Angebotsstruktur
und erzeugen erheblichen Preisdruck auf Import-
markten. In Kombination mit grofien Kapazititen
erhoht dies die Wahrscheinlichkeit langanhalten-
der globaler Preis- und Wettbewerbsanpassungen.

Die vorliegenden Erkenntnisse legen insbesondere
nahe, dass der China-Schock II kein sektoraler,
sondern ein systemischer Wettbewerbsschock ist.
Im Unterschied zu fritheren Entwicklungen betrifft
er nicht nur einzelne Industrien, sondern ganze
industrielle Okosysteme entlang von Wertschop-
fungsketten. Hinzu kommt, dass China nicht nur
als Wettbewerber auftritt, sondern gleichzeitig ein
zentraler Lieferant von Vorleistungen ist.
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Klassische Ausgleichsmechanismen wie Wechsel-
kursanpassungen, in diesem Fall eine Aufwertung
der chinesischen Wahrung, scheinen nicht oder
jedenfalls nicht in ausreichendem Mafie zu wirken.
Der chinesische Renminbi ist nicht frei konvertibel
und substanzielle Kapitalverkehrskontrollen er-
schweren die Konversion. Schatzungen des IWF-
Stabs deuten darauf hin, dass die Wahrung im Be-
zugsjahr unterbewertet war, mit einer Bandbreite
von 12 % bis 21 % (IWF, 2026).

Der China-Schock II entfaltet seine Wirkungen je-
doch nicht nur direkt in Europa und Nordamerika,
sondern zunehmend auch in Drittstaaten. Beson-
ders betroffen sind Schwellenldnder mit export-
orientierten Industriestrukturen, die in direktem
Wettbewerb mit chinesischen Produzenten stehen,
welche auch in Drittmirkten erhebliche Marktan-
teilsgewinne erzielen.

Dies erzeugt indirekte Riickwirkungen auf
Deutschland und die Européische Union. Erstens
verscharft sich der Wettbewerbsdruck auf européi-
schen Exportmérkten auflerhalb Europas. Zweitens
kénnen schwichere Wachstumsdynamiken in be-
troffenen Drittstaaten die globale Nachfrage nach
europdischen Investitions- und Konsumgiitern
dampfen. Drittens steigt das Risiko handelspoliti-
scher Spannungen und protektionistischer Gegen-
mafinahmen auch aufierhalb der transatlantischen
Beziehungen. Der China-Schock II besitzt damit
nicht nur eine europiische oder transatlantische
Dimension, sondern betrifft auch die globale in-
dustrielle Arbeitsteilung insgesamt.

4.2 EU und Deutschland

Deutschland ist von dieser Entwicklung in be-
sonderem Mafe betroffen. Dies ergibt sich aus der
Kombination aus hoher Exportorientierung, sek-
toraler Spezialisierung und enger wirtschaftlicher

Verflechtung mit China. China ist, gemessen am
Wert der gehandelten Waren, zusammen mit den
USA der wichtigste Handelspartner Deutschlands
(Destatis, 2026). Insbesondere in zwei deutschen
Schliisselindustrien und deren Wertschopfungs-
ketten - der Automobilindustrie und dem Maschi-
nenbau - nimmt der Wettbewerbsdruck deutlich
zu. China ist in diesen Bereichen zugleich ein
wichtiger Absatzmarkt und ein zunehmend tech-
nologisch konkurrenzfihiger, teils sogar tiberlege-
ner Anbieter. Deutsche Unternehmen sehen sich
daher sowohl im Inland als auch auf Drittmérkten
wachsender Konkurrenz ausgesetzt (Matthes, 2026).
Deutschland ist in zahlreichen Bereichen in erheb-
lichem Umfang auf Importe aus China angewiesen
(Flach et al., 2021). Diese doppelte Rolle verstarkt
die Verwundbarkeit, da Wettbewerb und Abhingig-
keit zusammenfallen.

Fir Deutschland ergibt sich daraus auch eine
doppelte strukturelle Herausforderung. Einerseits
steigt der Wettbewerbsdruck auf die heimische In-
dustrie sowohl im Binnenmarkt als auch auf inter-
nationalen Absatzmarkten. Andererseits bestehen
gleichzeitig strategische Abhingigkeiten in Vorleis-
tungsbereichen, z.B. bei Batterien, elektronischen
Komponenten, pharmazeutischen Wirkstoffen und
kritischen Materialien.

Der zunehmende Wettbewerbsdruck Chinas auf
zentrale deutsche Industriebranchen kénnte
grundsatzlich als Ausdruck verdnderter klassischer
oder moderner komparativer Vorteile interpretiert
werden. Unter dieser Interpretation wére zu er-
warten, dass eine nachlassende Exportdynamik in
einzelnen Industrien in Deutschland durch eine
hohere Dynamik in anderen Sektoren ausgeglichen
wird. Ein Blick auf die Exportdynamik und die In-
dustrieproduktion in Deutschland zeigt jedoch ein
anderes Bild. Die Exportdynamik ist abnehmend
(Destatis, 2026) und die Industrieproduktion ist seit
2018 deutlich ricklaufig.
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Abbildung 5: Industrieproduktion in der EU und einzelnen Mitgliedstaaten, 2014 -2025
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Quelle: Eurostat (2026)

Jedoch ist bei der Interpretation der deutschen
Industrieschwiche Vorsicht geboten. Die auf euro-
péischer Ebene beobachtbaren Produktionsdaten
sprechen nicht dafiir, die schwache Entwicklung
Deutschlands tiberwiegend auf den China-Schock
[T zuriickzufiihren. Die Entwicklung der Industrie-
produktion deutet vielmehr darauf hin, dass die In-
dustrieproduktion der EU insgesamt bis etwa 2022
im Trend zunahm und erst danach nachlief}, wah-
rend Deutschland deutlich schlechter abschnitt als
der EU-Durchschnitt. Daraus folgt, dass zusétzliche,
spezifisch deutsche Faktoren eine wichtige Rolle
spielen miissen. Der Umstand, dass mehrere andere
Mitgliedstaaten, darunter insbesondere Linder mit
industrieller Starke in Mittel- und Osteuropa, bes-
ser abschneiden, relativiert die These, wonach der
chinesische Wettbewerbsdruck im Wesentlichen
die deutsche Schwéche erklart.

Hinzu kommt, dass die deutsche Schwiche nicht
nur auf einzelne, besonders stark China-exponierte
Sektoren begrenzt ist (Scheiblecker, 2026). Ware der
China-Schock II die dominante Erklarung, wiirde
man erwarten, dass die Belastung je nach sektoraler
Betroffenheit unterschiedlich stark ausfillt. Detail-
liertere Untersuchungen zeigen, dass Deutschland
sektorlibergreifend schwach abschneidet und dass
diese Schwiche nicht primér aus der sektoralen
Zusammensetzung der Industrie erklart werden
kann. Das spricht dafiir, dass Standortfaktoren,
Kostenbelastungen, Marktaustritten und binnen-
wirtschaftlichen Hemmnissen in Deutschland eine
signifikantere Bedeutung zukommt. Zudem ist
zwischen Industrieproduktion und industrieller
Wertschopfung zu unterscheiden. Die Erkennt-
nisse aus Scheiblecker (2026) und Lehmann und
Wollmershéuser (2025) zeigen, dass die Industrie-
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produktion in Deutschland ungiinstiger verlief als
die reale Industriewertschopfung. Dies legt nahe,
dass innerhalb der Industrie ein Strukturwandel
hin zu wertschopfungsintensiveren Segmenten
stattfindet. Auch kdnnte bei einer Neuorganisation
von Lieferketten eine Verlagerung von Wertschop-
fungsschritten in den Dienstleistungssektor statt-
finden. Ein Riickgang in der Produktion ist daher
nicht mit einem gleich starken Verlust an indus-
trieller Leistungsfahigkeit gleichzusetzen.

Allerdings deuten neueste Zahlen (z.B. Tordoir und
Setser (2026)) auf einen stirkeren Produktionsrick-
gang in den letzten Jahren in denjenigen deutschen
Industriezweigen hin, deren Produktportfolio sich
starker mit demjenigen Chinas tiberschneidet.

Dies spricht dafiir, dass der zunehmende Wettbe-
werbsdruck aus China zum jiingsten Riickgang der
deutschen Industrieproduktion beigetragen hat,
wenngleich sich das Ausmaf dieses Beitrags bislang
nicht belastbar quantifizieren lasst.

4.3 Handelspolitische Antworten auf
den China-Schock II

Auch wenn der China-Schock II nur zum Teil die
Ursache fiir die andauernde Industrieschwiche in
Deutschland ist, wird dieser Schock die deutsche
Wirtschaft in den nichsten Jahren stark beein-
flussen und die Diskussion auf die Absicherung
von als kritisch angesehenen Industrien mit neuen
Schutzinstrumenten gegen chinesische Importe
sowie eine aktive industriepolitische Flankierung
verschieben.

In wirtschaftshistorischer Perspektive weist
diese Entwicklung Parallelen zum Wettbewerbs-
schock durch japanische Automobilhersteller in

den Vereinigten Staaten in den 1980er Jahren auf.
Baily und Gersbach (1995) zeigen, wie grof3 die Pro-
duktivitdtsunterschiede zwischen japanischen und
amerikanischen Automobilproduzenten inklusive
der Zuliefererindustrie waren. Diese Unterschiede
l6sten einen erheblichen Anpassungsdruck aus
und zugleich wurde die effizientere Produktions-
technologie durch Direktinvestitionen japanischer
Unternehmen - die sogenannten , Transplants“ - in
die Vereinigten Staaten gebracht. Dieses historische
Beispiel zeigt, dass Direktinvestitionen ein zentra-
ler Kanal fiir Technologietransfer und Produktivi-
tatsfortschritte sein konnen.

Die USA erwirkten von Japan ,freiwillige“ Export-
beschrankungen (Voluntary Export Restraints,
kurz: VERs). Durch die mengenmaéfige Reduktion
von Exporten sollte die US-Automobilindustrie
geschiitzt werden. In der Tat kam es zu steigenden
Preisen in den Vereinigten Staaten und zu einer
strategischen Verschiebung japanischer Exporte
hin zu hoherwertigen Fahrzeugen (Feenstra, 1984).
Quantitative Analysen zeigen, dass es dabei zu
erheblichen Rentenverschiebungen nach Japan
kam und dass insbesondere US-Konsumenten

die Wohlfahrtsverluste trugen (Berry et al., 1999).
Theoretisch lassen sich VERs als implizites Kartell
interpretieren, das den Wettbewerb verringert und
die Preise erhoht. In Summe kommt die Literatur
zu dem Ergebnis, dass VERs zwar politisch attraktiv
waren und der US-amerikanischen Automobil-
industrie Zeit zur Anpassung verschafften, 6kono-
misch jedoch ineffizient wirkten und mit erhebli-
chen Wohlfahrtsverlusten einhergingen.11

~freiwillige“ Exportbeschrankungen sind daher
kein geeignetes Instrument zur Bewiltigung des
China-Schocks II und wiren zudem aufderhalb des
WTO-Regelwerks. Anders als freiwillige Exportbe-

11 Aus der Sicht der USA waéren Importzélle, die mit denselben Mengen- und Preiseffekten verbunden gewesen waren, besser gewesen, weil die

Knappheitsrenten durch Zolleinnahmen in den USA geblieben waren.
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schrankungen dienen sogenannte Ausgleichszolle
dem Ausgleich nachgewiesener Wettbewerbsver-
zerrungen durch staatliche Subventionen und blei-
ben grundsitzlich innerhalb des WTO-Regelwerks,
sofern die Voraussetzungen des WTO-Subventions-
tibereinkommens erfiillt sind.

Damit stellt sich die Frage, wie die Handelspoli-

tik reagieren kann, um den Produzenten von
Elektrofahrzeugen in Deutschland zu helfen, den
teilweisen Produktivitédts- und Technologiertick-
stand gegeniiber China aufzuholen - sei es durch
bestehende Unternehmen oder durch neue Direkt-
investitionen.

Eine zentrale Option besteht in der verstirkten An-
wendung gezielter Antisubventionsmafinahmen.
Nach den Regeln der Welthandelsorganisation
sind Ausgleichszolle zulissig, wenn spezifische
staatliche Subventionen nachgewiesen werden
konnen und diese zu einer Schadigung oder zu-
mindest zu einer ernsthaften Schadensdrohung
fir die heimische Industrie fithren. Die jiingere
Praxis der Europiischen Union folgt diesem An-
satz. So wurden im Bereich batterieelektrischer
Fahrzeuge Ausgleichszolle gegeniiber Importen aus
China eingefiihrt, nachdem eine entsprechende
Untersuchung zu dem Ergebnis kam, dass die
chinesische Wertschopfungskette in erheblichem
Umfang staatlich geférdert wird und dadurch

eine Schidigung europiischer Hersteller droht
(Européische Union, 2024).

Eine ergdnzende Rolle spielen ausldndische Direkt-
investitionen, darunter Investitionen produktiver

chinesischer Unternehmen, wie sie etwa in Ungarn
oder Spanien zu beobachten sind. Direktinvestitio-
nen stellen einen wichtigen Kanal fiir Technologie-
transfer und Produktivititsgewinne dar, wie histo-

rische Beispiele zeigen. Idealerweise stirken sowohl
die Anpassungsanstrengungen der heimischen
Industrie als auch zusétzliche Direktinvestitionen
technologisch fithrender Unternehmen die indus-
trielle Basis in der EU und in Deutschland. Solche
Investitionen konnten durch die Marktlage und
eine Verschirfung der Antisubventionsmafinah-
men angeregt werden und mit entsprechendem
Technologietransfer einhergehen.

Da solche Produktivitits- und Technologieauf-
holprozesse Zeit benétigen und keine rasche
Antwort auf den China-Schock II darstellen, ist
zu priifen, ob weitere Mafnahmen in Betracht ge-
zogen werden sollten. Diskutiert wird dabei ein
breites Spektrum an Optionen. Dieses reicht von
fiskal- und wahrungspolitischen Mafnahmen der
chinesischen Regierung, mit denen die heimische
Nachfrage gestirkt und aufRenwirtschaftliche
Ausgleichsmechanismen besser wirksam werden
konnten, bis hin zu deutlich verschirften industrie-
und handelspolitischen Mafdnahmen der EU.

Weitergehende handelspolitische Mafdnahmen wa-
ren etwa VERs, lokale Wertschopfungsvorschriften
(,Buy European®) oder eine direkte Férderung aus-
landischer Direktinvestitionen und Joint Ventures.
VERs und lokale Wertschopfungsvorschriften sind
jedoch beide ineffiziente Schutzinstrumente, weil
sie den heimischen Anpassungsanstrengungen
eher entgegenwirken und verstarkte Direktinves-
titionen sowie Technologietransfer nur indirekt
begiinstigen. Zudem wiirde sich die EU damit in
einen Bereich begeben, der nicht mehr mit dem
multilateralen WTO-Rahmen vereinbar ist. In die-
sem Zusammenhang gewinnt auch die laufende
Diskussion liber einen europaischen ,Industrial
Accelerator Act“ (IAA) an Bedeutung. Ziel eines
solchen Ansatzes wire es, Investitionen in strate-
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gisch relevante Industrien durch schnellere Ge-
nehmigungsverfahren, bessere Koordination und
eine Vereinfachung regulatorischer Prozesse zu
beschleunigen. Sollte dabei aber die Gleichbehand-
lung von importierten und inlindisch produzierten
Waren aufgegeben werden und der WTO-Grund-
satz der Inlainderbehandlung (GATT Art. III) verletzt
werden, wiirde daraus ein protektionistisches Inst-
rument werden, und es miisste mit Gegenmafinah-
men gerechnet werden.

Wihrend die EU durch einen verstirkten Ein-

satz handelspolitischer Instrumente wie gezielter
Antisubventionsmafnahmen indirekt zusétzli-
che Direktinvestitionen chinesischer Firmen mit
uberlegener Produktivitit féordern kann, erscheint
eine dariiber hinausgehende gezielte Forderung
in Deutschland aus volkswirtschaftlicher Sicht
kaum sinnvoll. Solche Direktinvestitionen suchen
typischerweise Standorte, an denen Arbeitskosten,
Arbeitsmarktregulierung und Arbeitskriftepoten-

zial in besonders glinstiger Weise zusammen-
wirken, was nicht in erster Linie fur Deutschland
spricht. Eine aktive staatliche Férderung chinesi-
scher Direktinvestitionen erscheint fiir Deutsch-
land daher nicht angezeigt. Davon zu unterschei-
den sind marktgetriebene Direktinvestitionen. Wie
die aktuellen Diskussionen iiber Beteiligungen
chinesischer Unternehmen an européischen und
deutschen Automobilstandorten zeigen, konnen
solche Investitionen, sofern sie keine sicherheitsre-
levanten Bereiche betreffen, den Technologietrans-
fer fordern und zur Sicherung industrieller Kapazi-
tiaten beitragen.

Ergidnzend sollte gepriift werden, wie bestehende
innovationsorientierte Férderinstrumente im Kon-
text des China-Schocks II gezielter eingesetzt wer-
den kénnen, um Technologietransfer und Produk-
tivitaitsanpassung durch freiwillige Joint Ventures
und gemeinsame Forschungs- und Entwicklungs-
projekte zu beschleunigen.
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5 Die Krise der WTO und die Rolle
neuer Handelsvertrige

5.1 Klassische Grundlagen von
Handelsabkommen

Die moderne 6konomische Theorie internatio-
naler Handelsabkommen basiert auf der Einsicht,
dass nationale Handelsbeschrinkungen grenz-
tberschreitende Externalititen erzeugen. Wenn
Regierungen Zolle unilateral festlegen, berticksich-
tigen sie primir nationale Wohlfahrtswirkungen,
wahrend die Effekte auf ausldndische Produzenten,
insbesondere tiber Terms-of-Trade-Verdnderungen,
unbericksichtigt bleiben. Dies fiihrt zu ineffizient
hohen Handelsbarrieren und zu einem Niveau des
Marktzugangs, das unterhalb des global effizienten
Niveaus liegt.

Diese grundlegende Problematik wird in der
Theorie von Bagwell und Staiger (1999) als ein
strategisches Interaktionsproblem zwischen Staa-
ten betrachtet. Ohne Kooperation ergibt sich ein
Ergebnis, das durch gegenseitige Handelsbarrieren
gepragt ist, obwohl alle Lander von einer koordi-
nierten Senkung der Barrieren profitieren wiirden.
Handelsabkommen wie das GATT/WTO-System
sind daher als institutionelle Losung dieses Dilem-
mas zu interpretieren.

Wesentlich ist dabei, dass das multilaterale Sys-
tem als ein regelgebundener Verhandlungsansatz
verstanden wird, der nicht nur Ergebnisse - etwa
niedrigere Zolle - erzeugt, sondern auch den Ver-
handlungsprozess selbst strukturiert. Ein solcher
institutioneller Rahmen kann komplizierte Ver-
handlungen vereinfachen, schafft stabile Erwartun-
gen und definiert Marktzugangsrechte. Damit wird
ein Umfeld fiir Verhandlungen geschaffen, in dem
kooperative Losungen tiberhaupt erst erreichbar
werden.

Die Funktionsfdhigkeit dieses Systems basiert auf
zweil Prinzipien:

Meistbegiinstigung (MFN). Das MFN-Prinzip ver-
pflichtet Staaten, Handelsvorteile gegeniiber einem
Partner allen Mitgliedern zu gewihren. Okono-
misch erfiillt dieses Prinzip mehrere Funktionen.
Erstens reduziert es die Komplexitdt multilateraler
Verhandlungen, da nicht fiir jeden Handelspartner
separate Vereinbarungen getroffen werden miissen.
Zweitens verhindert es diskriminierende Handels-
politik und begrenzt damit die Méglichkeit stra-
tegischer Ausnutzung von Marktmacht. Drittens
sichert es den Wert ausgehandelter Konzessionen,
indem es verhindert, dass diese durch spatere Pri-
ferenzabkommen entwertet werden.

Dartber hinaus trigt MFN zur Stabilisierung von
Erwartungen bei. Wenn einmal gewahrte Markt-
offnungen nicht selektiv gegentiber einzelnen Part-
nern zuriickgenommen werden kénnen, entsteht
ein hohes Maf? an Vorhersehbarkeit, was fur Inves-
titionsentscheidungen und die Organisation globa-
ler Wertschdpfungsketten von grofler Bedeutung
ist. In diesem Sinne fungiert MFN als Handelsregel
und als institutionelles Fundament fiir wirtschaft-
liche Integration.

Reziprozitit. Das Prinzip der Reziprozitit verlangt,
dass Marktoffnungen auf Gegenseitigkeit beruhen.
Es reduziert Trittbrettfahreranreize und erhoht die
politische Durchsetzbarkeit von Handelsabkom-
men. Gleichzeitig stellt es sicher, dass Handels-
liberalisierungen als ausgewogen wahrgenommen
werden und dadurch politisch stabiler sind.

Ein wichtiger 6konomischer Mechanismus besteht
darin, dass die wesentlichen Wohlfahrtsgewinne
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aus Handelsabkommen héufig nicht primér aus
dem verbesserten Zugang zu ausldndischen Mark-
ten resultieren, sondern aus der eigenen Markt-
6ffnung. Reziprozitiat ermoglicht es Regierungen,
innenpolitisch schwierige Reformen durch inter-
nationale Verpflichtungen umzusetzen.

Zusammen bilden diese beiden Prinzipien die
Grundlage des regelbasierten Systems. Entschei-
dend ist dabei, dass dieses System sowohl 6kono-
mische Effizienz erzeugt als auch Vorhersehbarkeit
und Glaubwiirdigkeit starkt und Verhandlungs-
kosten reduziert.

5.2 Empirische Evidenz zu GATT und
WTO

Die empirische Literatur zur Wirkung des GATT/
WTO-Systems hat sich seit den frithen 2000er
Jahren erheblich weiterentwickelt. Die Ausgangs-
arbeit von Rose (2004) auf Basis eines erweiterten
Gravitationsmodells fand keinen signifikanten
Zusammenhang zwischen WTO-Mitgliedschaft
und Handelsvolumen. Dieses Ergebnis 16ste eine
umfangreiche Debatte aus. Rose selbst verwies auf
mehrere mogliche Erklarungen: die Ausstrahlungs-
effekte der Meistbegiinstigung auch auf Nicht-Mit-
glieder, autonome Liberalisierungsmafnahmen
sowie die begrenzte Effektivitit der WTO in be-
stimmten Sektoren.

Nachfolgende Arbeiten haben diese Ergebnisse
differenziert und teilweise revidiert. Subramanian
und Wei (2007) zeigen, dass die WTO erhebliche
Handelseffekte erzeugt, diese jedoch stark hetero-
gen sind und von der tatsichlichen Liberalisie-
rungstiefe abhingen. Goldstein et al. (2007) weisen
darauf hin, dass viele Lander bereits vor ihrem
offiziellen Beitritt de facto Teil des Systems waren,
sodass eine rein formale Betrachtung der Mitglied-
schaft die Effekte unterschétzt.

Mit weiteren methodischen Fortschritten unter-
suchen Felbermayr und Kohler (2006) und
Helpman et al. (2008), wie die WTO dazu beitragt,
dass neue Handelsbeziehungen entstehen, was in
friheren Studien nicht ausreichend berticksichtigt
wurde. Mit strukturellen Gravitationsmodellen
und umfassenden Datensédtzen kann die neueste
Literatur die Auswirkungen einer WTO-Mitglied-
schaft noch tiefer erfassen. Die Ergebnisse von
Larch et al. (2025) legen nahe, dass die Mitglied-
schaft in der WTO den bilateralen Handel signi-
fikant erhoht. Dartiber hinaus zeigt die Studie,
dass die WTO tber den Mitgliederkreis hinaus
positive Effekte entfaltet, insbesondere durch
gesteigerte Transparenz und Standardisierung,
welche auch den Handel mit Nicht-Mitgliedern
fordern. Auch die Wohlfahrtseffekte sind erheblich.
Felbermayr et al. (2024) zeigen, dass die Teilnahme
am multilateralen Handelssystem zu signifikan-
ten, landerspezifisch unterschiedlich ausgeprigten
Wohlfahrtsgewinnen fiihrt. Diese entstehen nicht
nur durch Exportsteigerungen, sondern insbeson-
dere auch durch gilinstigere Importe und eine effi-
zientere Allokation von Ressourcen.

Insgesamt ergibt sich ein konsistentes Bild: Das
GATT/WTO-System hat den Welthandel signi-
fikant ausgeweitet und substanzielle Wohlfahrts-
gewinne erzeugt. Zugleich zeigt die Literatur,
dass diese Effekte landerspezifisch heterogen
ausfallen und die zugrunde liegenden Wirkungs-
mechanismen komplexer sind als urspriinglich
angenommen.

5.3 Begriindungen fir die
WTO-Prinzipien in Zeiten
starker geopolitischer Rivalitat

Die zunehmenden geo6konomischen Rivalititen
stellen die klassischen Annahmen der Handels-
theorie vor neue Herausforderungen. Wahrend die
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traditionelle Theorie priméar wohlfahrtsorientiertes
Verhalten der Akteure unterstellt, zeigen aktu-

elle Entwicklungen eine stirkere Orientierung an
macht- und sicherheitspolitischen Zielen.

Mattoo et al. (2024) erweitern daher die Perspek-
tive, indem sie geopolitische Priferenzen syste-
matisch in die Analyse integrieren. Ihr zentrales
Ergebnis ist, dass wirtschaftliche Kooperation auch
unter geopolitischen Spannungen maoglich bleibt,
solange Staaten weiterhin 6konomische Wohlfahrt
berticksichtigen. Kooperation bricht erst dann voll-
stindig zusammen, wenn geopolitische Motive
vollig dominieren. Gleichzeitig erfasst der Beitrag
nur eine Art der Handelspolitik in einer Welt mit
geodkonomischer Rivalitit. Zudem bleibt es eine
Herausforderung, wie ein Ubergang von einem al-
ten Regime mit geringer geopolitischer Rivalitit zu
einem neuen mit héherer Rivalitit im Rahmen der
glltigen WTO-Regeln gestaltet werden konnte.

Mit diesen Uberlegungen und den Ausfiihrungen
in Kapitel 2 lassen sich die WTO-Prinzipien auch in
Zeiten grofRerer geopolitischer Rivalitidten begriin-
den. Weiterhin reduziert MFN ndmlich Anreize zur
diskriminierenden Zollsetzung und begrenzt damit
eine strategische Terms-of-Trade-Politik. Zudem
kann es eine Ankerfunktion erfiillen, denn MFN
verhindert eine vollstindige Fragmentierung des
Welthandels und ermoglicht die spdtere Multilate-
ralisierung von plurilateralen Abkommen, welche
im nichsten Kapitel besprochen werden.12

Zudem bleiben traditionelle Begriindungen fir
die Meistbegiinstigungsklausel relevant. Sie wirkt
als Standardisierungsmechanismus und reduziert
Komplexitit, handelspolitische Unsicherheit sowie
administrative Kosten. Empirische Evidenz zeigt,
dass die Zollpolitik der Trump-Administration im

Jahr 2025 erhebliche Zusatzkosten dieser Art ver-
ursacht hat (vgl. etwa Abberger et al. (2026)). Auch
ermoglicht MFN eine rasche Teilnahme kleinerer
Linder im Welthandelssystem.

Gleichzeitig ist zu betonen, dass in Zeiten zuneh-
mender geopolitischer Rivalitit erhebliche Anreize
insbesondere fiir grofie und 6konomisch machtige
Liander entstehen, von diesen Prinzipien, speziell
vom MFN-Prinzip, abzuweichen. Diskriminierende
Handelspolitik kann gezielt eingesetzt werden, um
geopolitische Ziele zu verfolgen, wirtschaftliche
Abhingigkeiten auszunutzen oder strategische In-
dustrien zu férdern. Solche Abweichungen kénnen
kurzfristig aus nationaler Sicht rational erscheinen,
untergraben jedoch die Stabilitidt des multilateralen
Systems.

Daher gewinnt das Prinzip der Reziprozitit an Be-
deutung. Es kann dazu beitragen, die politische
Akzeptanz von Handelsabkommen zu erhohen,
asymmetrische Marktoffnungen zu begrenzen und
Anreize zur Teilnahme an kooperativen Arrange-
ments aufrechtzuerhalten. Unter Bedingungen
wachsender Wettbewerbsverzerrungen durch
Subventionen, staatliche Eingriffe und sicherheits-
politisch motivierte Mafnahmen wird Reziprozitit
zu einem zentralen Mechanismus, um Kooperation
politisch tragfahig zu gestalten.

In Zeiten grofier geopolitischer Rivalitit ist das
WTO-System nicht selbststabilisierend. Seine
Funktionsfdhigkeit hingt entscheidend davon ab,
ob die Mitgliedstaaten weiterhin bereit sind, die
Vorteile regelbasierter Kooperation hoher zu ge-
wichten als strategische Gewinne. Dies impliziert
die Notwendigkeit institutioneller Weiterentwick-
lungen. Speziell stellt sich die Frage, wie regelba-
sierte Kooperation unter Bedingungen zunehmen-

12  Es gilt das Resultat, dass, wenn ein Land zu einer Gruppe von Landern fir den Handel mit Gltern und Dienstleistungen dazustoRt, die
aggregierten Wohlfahrtsverdnderungen der urspriinglichen Gruppe positiv sind, auch wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass einzelne
Linder Wohlfahrtsverluste erleiden (siehe Gersbach et al. (2025) und Gersbach und Haller (2001)).
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der geopolitischer Rivalitit erhalten werden kann.
Diese Fragen werden im folgenden Kapitel im
Rahmen einer Reformagenda fiir die WTO weiter
vertieft.

In der Summe ergibt sich, dass die WTO-Prinzipien
auch unter verdnderten geopolitischen Rahmen-
bedingungen 6konomisch fundiert bleiben, ihre
praktische Umsetzung jedoch zunehmend heraus-
gefordert wird und eine Anpassung institutioneller
Arrangements erfordert.
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6 Empfehlungen zur Reform der WTO
und zur Forderung offener plurilate-
raler Kooperation: Ein pragmatischer
Ansatz nach Yaoundé

Die in den vorangegangenen Kapiteln dargestellten
Entwicklungen verdeutlichen, dass sich die multi-
laterale Handelsordnung in einer Phase tiefgreifen-
der Transformation befindet. Die eingeschrankte
Streitbeilegung, die wachsende Zahl unilateraler
Maf¢nahmen und die unzureichende Anpassung
der Regelwerke an neue wirtschaftliche Realititen
untergraben die Bindungswirkung multilateraler
Regeln (WTO, 2026).

Es bedarf deshalb einer pragmatischen Reform-
agenda, die politische Realitidten berticksichtigt, zu-
gleich die zentralen Funktionen des Systems starkt
und ambitioniert ist. Ziel ist es, die WTO als insti-
tutionellen Anker offener Miarkte zu erhalten und
gleichzeitig ihre Anpassungsfihigkeit zu erhéhen.

Die wichtigsten Aspekte einer solchen Reform-
agenda werden in den folgenden Unterabschnitten
erlautert.

6.1 Offener Plurilateralismus als neues
Betriebsmodell

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass in
der WTO das Konsensprinzip zwar de jure nicht in
jedem Fall vorgeschrieben ist, de facto jedoch die
Entscheidungsfindung pragt und zunehmend zu
Blockaden fuhrt (Langhammer, 2026). Fortschritte
in der Regelsetzung werden durch heterogene Inte-
ressenlagen erschwert oder verhindert.

Daher sollte die WTO starker auf ein Modell des
offenen Plurilateralismus ausgerichtet werden.

Beispiele fiir solche offenen plurilateralen Ab-
kommen bestehen bereits heute, zum Beispiel das
Comprehensive and Progressive Agreement for
Trans-Pacific Partner-ship (CPTPP). Gruppen willi-
ger Mitglieder sollten die Moglichkeit erhalten, in
zentralen Bereichen voranzugehen, ohne auf voll-
stindigen Konsens angewiesen zu sein (siehe auch
Langhammer (2026)). Voraussetzung hierfiir ist eine
institutionelle Ausgestaltung, die Fragmentierung
vermeidet: Die Teilnahme bleibt freiwillig, Vorteile
werden konditional, vor allem auf Basis von Rezi-
prozitit, gewahrt, und Abkommen bleiben offen
fiir einen spateren Beitritt weiterer Mitglieder. Ein
solcher Ansatz ermdoglicht Fortschritte in zentralen
Politikfeldern.

Offene plurilaterale Abkommen miissen sich da-
bei nicht auf den Abbau von Handelshemmnissen
beschrianken. Sie konnen zum Beispiel die tech-
nologische Zusammenarbeit stirken, etwa durch
gemeinsame Forschungs- und Entwicklungspro-
gramme und die Abstimmung innovationspoliti-
scher Forderinstrumente. Dies erginzt die handels-
politische Offnung um eine innovationspolitische
Dimension und stérkt langfristig Wettbewerbsfa-
higkeit und geo6konomische Resilienz.

Da neue plurilaterale Abkommen innerhalb der
WTO aufgrund der institutionellen Blockaden der-
zeit nur begrenzt realisierbar sind, sollten gleich-
gesinnte Staaten offene plurilaterale Abkommen
nicht vom Fortgang einer WTO-Reform abhingig
machen und solche Abkommen gegebenenfalls
auch aufierhalb der WTO vorantreiben. Die WTO
sollte sich jedoch noch stirker zu einer Plattform
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entwickeln, die solche offenen Arrangements insti-
tutionell aufnimmt, ihre Regeln harmonisiert und
den spateren Beitritt weiterer Mitglieder erleichtert.

Gerade unter zunehmenden geo6konomischen
Spannungen kénnen plurilaterale Abkommen dazu
beitragen, die starke Fragmentierung des Welt-
handelssystems zu verhindern und gleichzeitig
flexible Kooperationsformen zu erméglichen. Die
okonomische Literatur zeigt zudem, dass plurilate-
rale Abkommen zusitzliche Liberalisierungsanreize
schaffen konnen, ohne bestehende priaferenzielle
Handelsabkommen zu verdringen. Vielmehr er-
ginzen sie diese, indem sie zusitzliche Koopera-
tionsmoglichkeiten er6ffnen, wenn multilaterale
Verhandlungen blockiert sind (Chochua et al., 2026;
Hoekman und Mavroidis, 2015; Hoekman und
Sabel, 2021).

Entscheidend fiir eine spitere Integration solcher
Abkommen in den multilateralen Rahmen ist, dass
sie von Anfang an offen fiir den Beitritt weiterer
Staaten ausgestaltet werden, auf WTO-kompatiblen
Regeln beruhen und keine dauerhaften exklusiven
Priaferenzclubs schaffen. Die WTO sollte hierfiir
institutionelle Verfahren entwickeln, mit denen
offene plurilaterale Abkommen schrittweise in den
multilateralen Regelbestand iibernommen werden
kénnen.

6.2 Rebalancierung von
Meistbeglinstigung und
Reziprozitat

Ein wichtiger Bestandteil der Reformagenda ist die
Rebalancierung von Meistbegiinstigung (MFN) und
Reziprozitit. Mit Rebalancierung ist eine veran-
derte institutionelle Gewichtung ihrer Anwendung
unter geobkonomischen Rahmenbedingungen
gemeint. Wahrend das Meistbeglinstigungsprinzip

weiterhin den Regelfall bildet, soll das Reziprozi-
tatsprinzip stirker zur Ausgestaltung plurilateraler
Kooperationen und zur Reaktion auf wirtschaft-
lichen Zwang herangezogen werden. Dies kann
beispielsweise bedeuten, dass im Rahmen offener
plurilateraler Abkommen weitergehende Marktoff-
nungen oder gemeinsame Reaktionsmechanismen
nur zwischen Staaten vereinbart werden, die ver-
gleichbare Verpflichtungen tibernehmen.

Die Meistbeglinstigung stellt das zentrale Nicht-
diskriminierungsprinzip dar, wihrend Reziprozitat
die politische Grundlage fiir wechselseitige Libera-
lisierung bildet. Beide Prinzipien wirken komple-
mentdr und sind konstitutiv fiir das multilaterale
Handelssystem.

Die 6konomische Fundierung des MFN-Prinzips
wurde in Kapitel 5 ausfiihrlich dargestellt. Zu-
sammenfassend lasst sich festhalten, dass MFN

zur Internalisierung internationaler Externalititen
beitragt, Transaktionskosten reduziert und eine
zentrale Ankerfunktion in einem potenziell frag-
mentierten Handelssystem erfiillt. Gerade unter
Bedingungen zunehmender geopolitischer Rivali-
tat kommt diesen Eigenschaften weiterhin grofie
Bedeutung zu, da sie zur Stabilisierung von Erwar-
tungen beitragen und eine vollstindige Segmentie-
rung des Welthandels begrenzen.

Gleichzeitig zeigen die in Kapitel 5 beschriebe-
nen Entwicklungen, dass insbesondere grofle und
O0konomisch méchtige Linder zunehmend An-
reize haben, von nicht diskriminierenden Regeln
abzuweichen. Diskriminierende handelspoliti-
sche Mafinahmen werden gezielt eingesetzt, um
geopolitische Ziele zu verfolgen, wirtschaftliche
Abhingigkeiten auszunutzen oder strategische
Industrien zu férdern. Diese Entwicklung erhoht
den politischen Druck, Handelsvorteile stiarker an
konkrete Gegenleistungen zu kniipfen. Ebenfalls
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wurde in Kapitel 5 ausgefiihrt, dass das Prinzip der
Reziprozitit an Bedeutung gewinnt, um Koopera-
tion weiterhin politisch tragfihig zu gestalten.

Eine mogliche institutionelle Weiterentwicklung
des MFN-Prinzips konnte in eng begrenzten geo-
politischen Ausnahmeregelungen innerhalb des
WTO-Rahmens bestehen.13 Solche Regelungen
konnten es ermoglichen, unter klar definierten
Voraussetzungen zeitlich und sachlich begrenzte
Abweichungen von den allgemeinen Nichtdis-
kriminierungsregeln zuzulassen. Dadurch kénn-
ten geookonomische Anpassungsprozesse stirker
innerhalb des multilateralen Systems stattfinden,
anstatt aufierhalb der WTO. Eine solche Strategie
setzt zugleich die glaubwiirdige Durchsetzung
bestehender Regeln voraus. Sofern also neue Aus-
nahmeregelungen geschaffen werden, sollten diese
mit einer Stirkung der Durchsetzungsfiahigkeit be-
stehender Regeln einhergehen. Zudem sollten auch
neue handelspolitische Instrumente moglichst
innerhalb eines regelgebundenen multilateralen
oder plurilateralen Rahmens angewendet werden.
Dadurch kann verhindert werden, dass notwendige
Flexibilitit zu einer weiteren Fragmentierung des
Welthandelssystems fiihrt.

Die zunehmende Bedeutung von Reziprozitit
unter geopolitischen Spannungen legt zugleich
nahe, dass kooperative Arrangements kiinftig star-
ker selektiv und konditional ausgestaltet werden.
Insbesondere plurilaterale Abkommen bieten hier
einen Ansatzpunkt, indem sie es ermoglichen,
Gruppen von Landern mit weitergehenden Ver-
pflichtungen und abgestimmten Reaktionsmecha-
nismen zu bilden. Eine spezielle Rolle plurilateraler
Abkommen als Instrument zur institutionellen Ab-
sicherung gegen wirtschaftlichen Zwang wird im
folgenden Abschnitt ndher ausgefiihrt.

6.3 Plurilaterale Resilienzabkommen
als Antwort auf geodkonomischen
Zwang

Vor dem Hintergrund der in Kapitel 5 sowie in
Abschnitt 6.2 dargestellten Spannungen zwischen
Meistbegiinstigung und Reziprozitit konnen plu-
rilaterale Abkommen eine systemische Funktion
erhalten. Uber ihre klassische Rolle als Instrumente
zur Handelsliberalisierung hinaus kdnnten sie
ndmlich als institutionelle Antwort auf geo6kono-
mischen Zwang ausgestaltet werden.

Im Folgenden bezeichnen wir solche Arrangements
als plurilaterale Resilienzabkommen. Diese zielen
darauf ab, die kollektive Handlungsfahigkeit gegen-
tber wirtschaftlichem Zwang zu stirken und die
Verwundbarkeit einzelner Staaten zu reduzieren.
Naheliegende Partner fiir solche Resilienzabkom-
men sind insbesondere mittlere Handelsméchte
wie beispielsweise Japan, Kanada, Australien, Neu-
seeland, Stidkorea, das Vereinigte Konigreich und
weitere gleichgesinnte Partner, die ebenfalls ein
starkes Interesse an offenen Mirkten und regel-
basierter Kooperation haben. Die Abkommen
sollten zugleich offen fiir den spiteren Beitritt
weiterer Staaten ausgestaltet werden, sofern diese
die vereinbarten Regeln und Verpflichtungen
tibernehmen.

Ausgangspunkt ist ein strukturelles Koordinations-
problem bei 6konomischem Zwang. Einzelne Staa-
ten verfiigen hiufig nur tiber begrenzte Moglich-
keiten, auf geodkonomischen Druck zu reagieren,
insbesondere bei ausgepragten asymmetrischen
Abhingigkeiten. Unkoordinierte oder verzogerte
Reaktionen mindern die Wirksamkeit moglicher
Gegenmafinahmen und erhéhen die Anfilligkeit
gegeniiber wirtschaftlichem Zwang. Daraus er-

13 Vgl auch Mattoo et al. (2026), die als mogliche institutionelle Weiterentwicklung eine begrenzte ,,geopolitical exemption®
von den WTO-Prinzipien der Reziprozitdt und Meistbegiinstigung diskutieren.
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gibt sich ein klassisches Kollektivgutproblem: Die
Bereitstellung wirksamer Abschreckung ist fiir ein-
zelne Akteure kostspielig, ihr Nutzen jedoch breit
verteilt.

Plurilaterale Resilienzabkommen kénnen dieses
Problem adressieren, indem sie Reaktionskapaziti-
ten biindeln und institutionell verankern. Im Kern
geht es dabei um die Erh6hung der erwarteten Kos-
ten geookonomischen Zwangs durch koordinierte
Gegenmafinahmen. Wenn potenzielle Anwender
solcher Instrumente davon ausgehen missen, dass
Mafdnahmen gegen ein einzelnes Land eine abge-
stimmte Reaktion mehrerer Partner ausldsen, steigt
die Abschreckungswirkung erheblich. Allerdings ist
fir die Glaubwiirdigkeit entscheidend, dass solche
Gegenmafinahmen auch tatsédchlich getroffen wer-
den, falls es zu geo6konomischem Zwang kommt.

Institutionell lassen sich solche Abkommen als
Klubarrangements verstehen und umfassen neben
marktoffnungsbezogenen Verpflichtungen Mecha-
nismen zur gemeinsamen Bewertung von Féllen
wirtschaftlichen Zwangs und zur Reaktion darauf.
Zentrale Elemente konnen sein:

e standardisierte Verfahren zur Identifikation
und Bewertung geodkonomischer Zwangsmaf3-
nahmen, die eine gemeinsame Entscheidungs-
grundlage schaffen;

e abgestufte Reaktionsmechanismen;

e Kklar definierte Verfahrensregeln, die Transpa-
renz, Vorhersehbarkeit und Glaubwirdigkeit der
Reaktionen erh6hen.

Die Instrumente solcher Resilienzabkommen
sollten abgestuft ausgestaltet sein. Sie reichen von
einer gemeinsamen diplomatischen Reaktion und
politischen Konsultationen iiber koordinierte han-
delspolitische Mafinahmen sowie gemeinsame
Diversifizierungs- und Beschaffungsstrategien bis

hin zu Unterstiitzungsmechanismen fiir besonders
betroffene Partner. Ergdnzend sollten die Abkom-
men Mechanismen zum Informationsaustausch
enthalten oder kdnnten sogar eine gemeinsame
Bewertung geookonomischer Risiken sowie die ge-
meinsame Analyse strategischer Abhingigkeiten
vorsehen.

Konzeptionell stellen solche Arrangements eine
Erweiterung der klassischen 6konomischen Logik
von Handelsabkommen dar. Wahrend traditionelle
Abkommen primaér auf die Internalisierung von
Terms-of-Trade-Externalititen abzielen, adressie-
ren plurilaterale Resilienzabkommen zusétzliche
geopolitische Externalititen, die aus der strategi-
schen Nutzung wirtschaftlicher Abhdngigkeiten
entstehen. Die Koordination von Gegenmafinah-
men kann dabei als 6ffentliches Gut interpretiert
werden, dessen Bereitstellung durch institutionali-
sierte Kooperation erleichtert wird.

Gleichzeitig erfordert die Ausgestaltung solcher
Abkommen besondere Sorgfalt. Koordinierte
Gegenmafinahmen bergen das Risiko, protektionis-
tische Dynamiken zu verstirken oder zur weiteren
Fragmentierung des Welthandels beizutragen. Um
diese Risiken zu begrenzen, ist eine regelgebundene
und transparente Anwendung entscheidend. Maf3-
nahmen sollten auf klar definierte Félle wirtschaft-
lichen Zwangs beschrankt bleiben und in ihrer
Intensitdt verhaltnismaflig ausgestaltet werden.

Insgesamt konnen plurilaterale Resilienzabkom-
men einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung
des internationalen Handelssystems leisten. Sie er-
moglichen es, auf neue Formen geo6konomischer
Rivalitit zu reagieren, ohne die grundlegenden
Prinzipien der Offenheit und Regelgebundenheit
aufzugeben. Damit ergdnzen sie das multilaterale
System und starken dessen Funktionsfahigkeit
unter verdnderten Rahmenbedingungen.



6 EMPFEHLUNGEN ZUR REFORM DER WTO UND ZUR FORDERUNG OFFENER PLURILATERALER KOOPERATION 33

6.4 Wiederherstellung der Kern-
funktionalitat: Streitbeilegung

Das Streitbeilegungssystem der WTO ist grund-
satzlich als zweistufiges Verfahren ausgestaltet, bei
dem zunichst ein unabhingiges Panel iber den
Streitfall entscheidet und dessen Rechtsauslegung
anschlieffend vom Appellate Body iiberpriift wer-
den kann. Aufgrund der seit lingerem bestehenden
Blockade bei der Besetzung des Appellate Body

ist dieses Berufungsverfahren jedoch im Wesent-
lichen funktionsunfihig. Die Wiederherstellung
eines funktionierenden Streitbeilegungssystems
bleibt deshalb eine wichtige Voraussetzung fiir jede
weitergehende Reform. Ohne glaubwiirdige Durch-
setzungsmechanismen verlieren Regeln ihre prak-
tische Relevanz.

Ein reformiertes System sollte weiterhin zwei-
stufig ausgestaltet sein, jedoch institutionell
angepasst werden. Dazu gehoren klar definierte
Verfahrensfristen, eine prazisierte Begrenzung

des Priifungsumfangs sowie Mafnahmen, um zu
verhindern, dass Streitbeilegungsorgane durch ex-
pansive Auslegung faktisch neues Recht schaffen.
Ubergangslésungen wie das Multi-Party Interim
Appeal Arbitration Arrangement (MPIA), das von
einer Gruppe von WTO-Mitgliedern eingerichtet
wurde, um den Ausfall der WTO-Berufungsinstanz
voriibergehend zu tiberbriicken, konnen dabei eine
wichtige Briickenfunktion erfiillen.

Gleichzeitig ist zu betonen, dass Streitbeilegung
nicht als Ersatz fiir politische Einigung dienen
kann. Wo substanzielle Meinungsverschiedenhei-
ten Uiber die Auslegung oder Weiterentwicklung
von Regeln bestehen, stofdt ein rein judikativer
Ansatz an politische Grenzen.

Ein iberméfliges Vertrauen in die Streitbeilegung
birgt zudem das Risiko, 6konomisch und politisch

komplexe Konflikte, etwa im Bereich industrie-
politischer Mafinahmen oder sicherheitsbezogener
Handelsrestriktionen, in ein juristisches Verfahren
zu verlagern, das hierfiir nur begrenzt geeignet ist.
Dies kann die Akzeptanz von Entscheidungen und
die Legitimitit des Systems untergraben. Die Streit-
beilegung sollte daher wieder stéarker als Absiche-
rungsmechanismus (backstop) verstanden werden:
Sie dient der Durchsetzung bestehender Regeln,
kann aber politische Verhandlungen und Regel-
setzung nicht ersetzen.

6.5 Modernisierung der Regelwerke und
Abkommen im digitalen Bereich

Die WTO deckt zentrale Bereiche der modernen
Weltwirtschaft bislang nur unzureichend ab.
Dies gilt insbesondere fiir den digitalen Handel,
industriepolitische Mafinahmen und sicherheits-
bezogene Handelsrestriktionen.

Mit der MFN-Logik kénnte auch im digitalen Be-
reich die Verlingerung des Moratoriums fiir Zolle
auf elektronische Ubertragungen begriindet wer-
den. Uber eine Verlingerung konnte im Friihjahr
2026 jedoch kein Konsens erzielt werden. Dartiber
hinaus sollte der Fokus weniger auf einer umfas-
senden Harmonisierung von Datenregimen liegen
als vielmehr auf der Sicherung von Marktzugang
und der Begrenzung besonders handelsbeschran-
kender Mafdnahmen, insbesondere solcher Formen
von Datenlokalisierung, die den grenziiberschrei-
tenden Dienstleistungshandel faktisch unter-
binden.

Im Bereich der Subventionen und der staatlichen
Unternehmen besteht ein erheblicher Bedarf an
starkerer Transparenz und praziseren Regeln.
Gleichzeitig ist zu berticksichtigen, dass bestehende
Regelwerke die Realitét staatlich gepragter Wirt-
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schaftssysteme nur unzureichend abbilden. In
bestimmten Bereichen kann es daher notwendig
sein, erganzend zu bestehenden Regeln starker auf
Ergebnisgréflen und Wettbewerbswirkungen ab-
zustellen. Gleichzeitig erfordert die zunehmende
Nutzung sicherheitsbezogener Handelsmafinah-
men klarere Leitplanken. Ohne Transparenz- und
Begrenzungsmechanismen besteht die Gefahr, dass
sicherheitspolitische Argumente zur Legitimation
wirtschaftspolitischer Mafinahmen missbraucht
werden. Die politischen Hiirden fiir Fortschritte in
diesem Bereich sind aber besonders grof?.

Eine weitere Herausforderung ergibt sich aus der
zunehmenden Bedeutung komplexer Ursprungs-
regeln (Rules of Origin). Mit der Ausweitung plu-
rilateraler und regionaler Handelsabkommen
wichst die Gefahr einer Fragmentierung des
Welthandelsraums durch tiberlappende und in-
kompatible Ursprungsregeln. Dies erhoht nicht nur
administrative Kosten, sondern kann auch gezielt
zur geoOkonomischen Steuerung von Lieferketten
eingesetzt werden. Gerade im Kontext des ,friend-
shoring® und der strategischen Diversifizierung
gewinnen Ursprungsregeln zunehmend industrie-
und sicherheitspolitische Bedeutung.

Deshalb sollte eine Reformagenda der WTO auch
auf eine stiarkere Harmonisierung, Vereinfachung
und Transparenz von Ursprungsregeln abzielen.
Dies konnte auch in plurilateralen Abkommen
vorgespurt werden. Ziel sollte es sein, unnotige
Handelskosten zu reduzieren und die Integration
globaler Wertschopfungsketten zu erleichtern. Ge-
rade fiir kleine und mittlere Unternehmen stellen
komplexe Ursprungsregeln erhebliche Marktein-
trittsbarrieren dar.

6.6 Die WTO als Plattforminstitution

Die Reform der WTO muss die Grenzen des multi-
lateralen Handelssystems berticksichtigen. Nicht
alle wirtschaftspolitischen Spannungen lassen sich
sinnvoll iiber Handelsregeln adressieren. Insbeson-
dere makrodokonomische Ungleichgewichte sowie
bestimmte industriepolitische Konflikte entziehen
sich einer effektiven Steuerung durch handelspoli-
tische Instrumente. Der Versuch, solche Probleme
tiber die WTO zu l6sen, wiirde das System tiberlas-
ten.

Eine stirkere Koordination mit anderen interna-
tionalen Institutionen, insbesondere dem Interna-
tionalen Wahrungsfonds, ist deshalb erforderlich.
Eine effektive internationale Wirtschaftsordnung
erfordert eine klare Arbeitsteilung zwischen Insti-
tutionen.

Das Konsensprinzip bleibt ein wichtiges Legitima-
tionsinstrument, fithrt jedoch zunehmend zu Blo-
ckaden. Eine Reform sollte daher auf eine Ergédn-
zung durch flexiblere Entscheidungsmechanismen
abzielen, etwa durch qualifizierte Mehrheiten fiir
prozedurale Entscheidungen.

Neben der Regelsetzung kommt der WTO eine
zentrale Rolle als Plattform fiir Transparenz, Mo-
nitoring und politische Deliberation zu. Gerade in
Bereichen mit unterschiedlichen Vorstellungen
kann ein strukturierter Austausch dazu beitragen,
Konflikte friithzeitig zu entscharfen und die Grund-
lage fiir spatere Vereinbarungen zu schaffen. Eine
starkere Nutzung von Transparenzmechanismen
und Ausschussarbeit kann dazu beitragen, diver-
gierende Vorstellungen besser zu verstehen und
Vertrauen zwischen Mitgliedern aufzubauen und
Eskalationen zu vermeiden, gerade wenn verbind-
liche Regeln nicht unmittelbar erreichbar sind.
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6.7 Umgang mit Nachhaltigkeits- und
Entwicklungsfragen

Die zunehmende Bedeutung von Klimapolitik

und Nachhaltigkeitszielen stellt das multilaterale
Handelssystem vor weitere Herausforderungen.
Viele der in diesem Zusammenhang ergriffenen
Mafnahmen verfolgen legitime Ziele, entfalten
jedoch gleichzeitig erhebliche Handelswirkungen.
Aus 6konomischer Perspektive ist entscheidend,
dass Nachhaltigkeitsmafinahmen den Marktzugang
nicht einschrinken und unnétige Handelsverzer-
rungen vermieden werden.

Im Bereich der Klimapolitik spricht dies fiir mog-
lichst einfache und transparente Instrumente.
Grenzausgleichsmechanismen sollten darauf abzie-
len, inldndische Kostennachteile aufgrund von Kkli-
mapolitischen Mafinahmen zu neutralisieren, ohne
dartiber hinausgehende diskriminierende Effekte
zu erzeugen. Im Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats dazu (Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi
(2021)) wird dargelegt, wie man solche Ausgleichs-
mechanismen in Form von Zoéllen im Rahmen
eines Klimaclubs nutzen sollte. Fiir die Klimapolitik
spielt die WTO aber nur eine erginzende Rolle hin-
sichtlich Transparenz, Informationsaustausch und
Koordination.

Eine wichtige Ursache der gegenwértigen Blocka-
den innerhalb der WTO liegt in der unvollendeten
Entwicklungsagenda. Die Doha-Runde sollte eine
Neugewichtung der multilateralen Handelsord-
nung zugunsten von Entwicklungs- und Schwel-
lenldndern erreichen, ist jedoch letztlich geschei-
tert. Die damit verbundenen Verteilungs- und
Legitimationsfragen bestehen fort und wirken bis
heute als strukturelles Hemmnis fiir neue Verhand-
lungen.

Eine Reform der WTO erfordert daher eine Neu-
justierung. Dabei ist eine stirkere Differenzierung

zwischen unterschiedlichen Gruppen von Entwi-
cklungs- und Schwellenldndern erforderlich. Die
Interessen rohstoffexportierender Lander unter-
scheiden sich erheblich von denen exportorientier-
ter Industriestandorte in Stidostasien oder &rmerer
Volkswirtschaften mit begrenzten administrativen
Kapazitaten.

Gerade neue europdische Regulierungen, z.B. im
Bereich des CO5-Grenzausgleichs oder der Liefer-
kettenregulierung, konnen fiir einkommensschwa-
chere Linder erhebliche Anpassungskosten verur-
sachen. Diese entstehen nicht nur durch mogliche
Handelsumlenkungen, sondern auch durch hohe
Anforderungen an Zertifizierung, Dokumentation
und regulatorische Compliance.

Soll die multilaterale Handelsordnung politisch
tragfahig bleiben, miissen Nachhaltigkeits- und
Entwicklungsziele daher starker miteinander ver-
bunden werden. Dazu gehoren lingere Ubergangs-
fristen, technische Unterstiitzung beim Aufbau
administrativer Kapazititen sowie stirker standar-
disierte und transparente Verfahren. Andernfalls
besteht die Gefahr, dass Nachhaltigkeitsregeln in
grofden Teilen des Globalen Siidens primér als neue
Form eines verdeckten Protektionismus wahrge-
nommen werden.

Bei all diesen Ansitzen besteht ein Spannungs-
verhiltnis zwischen Flexibilitdt und Verbindlich-
keit. Einerseits fordern viele Entwicklungslander
weitreichende politische Handlungsspielraume.
Andererseits beruhen die 6konomischen Vorteile
von Handelsabkommen gerade auf verbindlichen
Absprachen, die Unsicherheit reduzieren und
Marktzugang sichern. Eine zu weitgehende Aus-
weitung von Ausnahmeregelungen kann daher die
Grundlage fiir neue wechselseitige Liberalisierung
untergraben.
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6.8 Die Rolle der Europaischen Union

Die vorgestellte Reformagenda ist umfassend

und angesichts der aktuellen Schwierigkeiten nur
schrittweise umsetzbar. Das multilaterale Handels-
system kann zunehmende Machtasymmetrien
nicht vollstindig neutralisieren, wohl aber durch
Regeln ihre destabilisierenden Effekte begrenzen
und Eskalationsdynamiken abschwichen.

Gerade fiir die Européische Union bleibt ein regel-
basiertes System selbst dann von grofder Bedeu-
tung, wenn dieses primar der Begrenzung geo-
okonomischer Konflikte dient und weniger der
weiteren Vertiefung globaler Liberalisierung. Zu-
dem sind Fortschritte in einzelnen Bereichen mog-
lich.

Staaten wie Japan oder Kanada haben als mittlere
Handelsmaéchte ein starkes Interesse an stabilen,
regelbasierten Handelsbeziehungen. Fiir die Euro-
paische Union ergibt sich daraus eine doppelte
Rolle. Als einer der drei grofden Wirtschaftsraume
der Welt kann sie einerseits eigenstandig zur Stabi-
lisierung der internationalen Handelsordnung bei-
tragen. Andererseits kann sie mit gleichgesinnten
Staaten Koalitionen bilden, um deren Grundprinzi-
pien zu sichern.

Die Europdische Union kann insbesondere als
»sicherer Hafen® fiir regelbasierte Kooperation auf-
treten. Dazu tragt ein hohes Maf an Vertragstreue,
Transparenz und Berechenbarkeit der eigenen
Handelspolitik bei. In einer zunehmend geodko-
nomisch gepragten Weltwirtschaft wird die Glaub-
wiirdigkeit solcher Eigenschaften selbst zu einem
strategischen Vorteil und tragt damit zu den An-
strengungen flr eine Reform der WTO bei.

Flankierend zur WTO-Reform sollte die EU ihre
handelspolitische Strategie gezielt weiterentwi-
ckeln, ohne die Grundlagen der WTO zu gefidhrden.
Dies umfasst insbesondere die Fortfiihrung von
Abkommen im Einklang mit Art. XXIV GATT. So
konnte allein der Abschluss bzw. das Inkrafttreten
von Handelsabkommen mit den Mercosur-Staaten,
Indien, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Aust-
ralien, Indonesien, Malaysia und Thailand die nega-
tiven wirtschaftlichen Auswirkungen der aktuellen
US-Zollpolitik mehr als kompensieren (Baur und
Flach, 2026).

Weiter sollte die EU einen Beitritt zu grofden pluri-
lateralen bzw. megaregionalen Abkommen priifen
und insbesondere dem CPTPP (Comprehensive
and Progressive Agreement for Trans-Pacific Part-
nership) beitreten, wobei dies die Zustimmung
aller CPTPP-Parteien erfordern wiirde. Ein Beitritt
wirde die Integration in dynamische Wachstums-
regionen stirken, zusitzliche Marktzuginge eroff-
nen und zugleich die Interoperabilitit zwischen
regionalen und multilateralen Handelsregimen
verbessern.

Zudem gewinnt die effektive Anwendung
bestehender handelspolitischer Instrumente an
Bedeutung. Neben der Weiterentwicklung inter-
nationaler Regeln hingt die Funktionsfihigkeit
einer offenen Handelsordnung auch von der Fihig-
keit ab, Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche
Subventionen und Umgehungsstrategien zeitnah
zu identifizieren und regelbasiert zu adressieren.

Eine solche Agenda erméglicht es, die Vorteile
offener Mirkte zu bewahren, die eigene Verwund-
barkeit gegeniiber geo6konomischem Druck zu
reduzieren und gleichzeitig die internationale
Regelbindung zu starken.
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7 Handlungsempfehlungen fur die
Europaische Union

Die vorangegangene Analyse zeigt, dass sich die
europdische Handelspolitik in einem grundlegend
verdnderten Umfeld bewegt. Die Kombination

aus geookonomischer Rivalitit und zunehmender
Instrumentalisierung wirtschaftlicher Verflechtun-
gen sowie der Erosion multilateraler Institutionen
erfordert eine Neuausrichtung. Dabei gilt es, drei
zentrale Zielsetzungen gleichzeitig zu verfolgen: die
Sicherung von Wohlstand durch offene Mirkte, die
Reduktion strategischer Abhdngigkeiten sowie die
Starkung der geokonomischen Resilienz der Euro-
paischen Union. Im Kern ist dieser Dreiklang eine
Operationalisierung der Leitlinie der ,,offenen stra-
tegischen Autonomie“ (Open Strategic Autonomy),
die die EU-Kommission 2021 ausgerufen hat.

7.1 Starkung der 6konomischen Basis:
Binnenmarkt als Fundament fir
Wohlstand und Widerstandsfahigkeit

Die Vertiefung des EU-Binnenmarktes ist der
zentrale Hebel zur Stirkung der wirtschaftlichen
Leistungsfdhigkeit und geo6konomischen Wider-
standsfihigkeit der EU. Angesichts zunehmender
externer Risiken gewinnt die interne Integration
zusitzlich an Bedeutung, da sie die ,interne
Diversifizierung® stirkt und dariiber hinaus
direkte Wohlfahrtsgewinne verspricht.

Der europiische Binnenmarkt ist eine Erfolgs-
geschichte. Felbermayr et al. (2022) finden, dass
ohne den gemeinsamen Markt der preisbereinigte
deutsche Pro-Kopf-Konsum schon zum Zeitpunkt
dieser Studie um 3,6 % niedriger gewesen ware.
Aber trotz erheblicher Fortschritte bleibt der Bin-
nenmarkt unvollstindig integriert. Empirische
Analysen zeigen, dass fortbestehende Fragmentie-
rung erhebliche 6konomische Kosten verursacht.
Besonders begrenzt sie die Skalierung europaischer

Unternehmen und wirkt ddmpfend auf Produktivi-
tat und Innovation. Unternehmen in den Vereinig-
ten Staaten wachsen im Vergleich deutlich stirker.
Eine zentrale Ursache der Fragmentierung sind
fortbestehende regulatorische und strukturelle
Barrieren innerhalb des Binnenmarktes, die grenz-
tberschreitende Expansion erschweren (Cerdeiro
und Rotunno, 2026). Schatzungen zeigen zudem,
dass die impliziten Handelskosten innerhalb der
EU weiterhin deutlich tiber denen zwischen US-
Bundesstaaten liegen. Diese Befunde stehen im
Einklang mit fritheren Arbeiten, die das erhebliche
ungenutzte Integrationspotenzial des Binnen-
marktes hervorheben (Fontagné und Yotov, 2024;

Draghi, 2024).

Daher sollte der Schwerpunkt einer Vertiefung des
Binnenmarktes nicht auf neuen Regulierungen,
sondern auf dem Abbau bestehender Fragmentie-
rungen und der konsequenten Anwendung vor-
handener Instrumente liegen. Im Giiterbereich
liegen die zentralen Herausforderungen im Abbau
bestehender nichttarifirer Handelshemmnisse.
Unterschiedliche technische Standards z.B. fiihren
zu zusatzlichen Kosten und behindern die grenz-
uberschreitende Vermarktung und den Vertrieb
von Produkten. Die wirtschaftspolitische Prioritit
sollte daher auf der Harmonisierung von Produkt-
regeln sowie der konsequenten Anwendung des
Prinzips der gegenseitigen Anerkennung liegen.
Durch die Vereinheitlichung von Regulierungen
innerhalb des Binnenmarktes konnte der Anteil
des Handels am Bruttoinlandsprodukt um 10 %
wachsen (Fournier et al.,, 2014). Ergdnzend kommt
der effektiven Durchsetzung bestehender Binnen-
marktregeln eine Schliisselrolle zu, da ein Teil der
verbleibenden Barrieren noch immer auf Imple-
mentierungsdefizite zuriickzufiihren ist, wie im
jahrlich aktualisierten ,Single Market and Compe-
titiveness Scoreboard“ der Europiischen Kommis-
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sion festgehalten wird (Europdische Kommission,
2026b). Die starkere Integration von Transport-,
Telekommunikations- und Logistikmarkten kann
ebenfalls zur Senkung von Handelskosten beitra-
gen (Fournier et al.,, 2014).

Im Dienstleistungsbereich ist das Integrations-
potenzial noch deutlich grofRer, da dieser Sektor
weiterhin stark national fragmentiert ist. Nationale
Zulassungsanforderungen, regulatorische Unter-
schiede sowie Beschrankungen fiir grenziiber-
schreitende Tatigkeit stellen deutliche Hindernisse
dar (Europiische Kommission, 2026a). So erklart
das geringe Wachstum der Produktivitiat im Dienst-
leistungssektor einen Grofiteil der europdischen
Wachstumsschwiche gegeniiber den Vereinigten
Staaten (Ebeke et al., 2019). Prioritire Mafnahmen
umfassen daher den Abbau regulatorischer Bar-
rieren, die Verbesserung der Anerkennung beruf-
licher Qualifikationen sowie eine konsequentere
Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie. Durch
den Abbau von nichttarifairen Handelshemmnissen
konnte die Bruttowertschopfung in Deutschland
gemaf} Analysen um bis zu 1,8 % gesteigert werden
(Dorn et al., 2024). Dartiber hinaus gewinnt die In-
tegration digitaler Dienstleistungen zunehmend an
Bedeutung, da sie neue Moglichkeiten fiir grenz-
uberschreitende Wertschopfung eréffnet und be-
stehende Markteintrittsbarrieren senken kann.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die grof3ten wirt-
schaftlichen Potenziale in der Vereinfachung, Har-
monisierung und Durchsetzung bestehender Re-
geln liegen. Die Vertiefung des Binnenmarktes ist
damit nicht nur eine zentrale wirtschaftspolitische

Reformaufgabe, sondern ein entscheidender Be-
standteil einer strategischen Handelspolitik, da sie
Skaleneffekte ermdglicht, die Innovationsfahigkeit
starkt und die strukturelle Verwundbarkeit gegen-
tiber externem geo6konomischem Druck reduziert.

Aufierdem ist der Zugang zum europédischen Bin-
nenmarkt das wichtigste Druckmittel, iber das die
EU in Verhandlungen mit auslindischen Machten
verfligt. Er wird in Handelsabkommen im Gegen-
zug fiir einen besseren Marktzugang in Drittstaaten
gewihrt; in Konfliktsituationen kann mit Zugangs-
hiirden gedroht werden. Je tiefer, grofder und dy-
namischer der EU-Binnenmarkt ist, umso erfolg-
reicher kann die EU in solchen Verhandlungen die
eigenen Interessen durchsetzen oder verteidigen.

Die Vertiefung des Binnenmarktes dient aber nicht
nur der Verringerung eigener Verwundbarkeiten.
Sie schafft zugleich die Voraussetzungen dafiir, dass
europdische Unternehmen in Zukunftstechnolo-
gien eine fithrende Position erreichen und Europa
selbst zu einem unverzichtbaren Akteur internatio-
naler Wertschépfungsketten wird.

Neben der Tiefe des Binnenmarktes ist auch seine
Grofe entscheidend. Der Austritt des Vereinigten
Konigreiches hat den Binnenmarkt um rund ein
Sechstel verkleinert. Daher sollte es ein wichtiges
strategisches Anliegen der EU-Mitgliedsldander und
der europiischen Institutionen sein, Wege zu fin-
den, zentrale Elemente des Binnenmarktes auch
auf Linder auszudehnen, bei denen eine Vollmit-
gliedschaft auf absehbare Zeit wenig realistisch ist.
Ein passendes Instrument dafiir ist die Zollunion.1#

14 Anders als Mitglieder von Freihandelsabkommen wenden die Mitglieder einer Zollunion einen gemeinsamen AufRenzoll gegeniiber Drittstaaten
an. Damit werden nach innen komplexe und birokratische Ursprungsregeln unnétig und nach auRen kann die gemeinsame MarktgroRe gehebelt
werden. Allerdings braucht es auch demokratisch legitimierte und reprasentative Instanzen der Entscheidungsfindung — wie z.B. im deutschen

Zollverein des 19. Jahrhunderts ein Zollparlament.
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7.2 Reduktion strategischer Abhangig-
keiten durch eine aktive und
differenzierte Handelspolitik

Strategische Abhingigkeiten entstehen insbe-
sondere dort, wo wenige Anbieter oder Engpisse,
geringe Substituierbarkeit, hohe 6konomische
Relevanz und geopolitische Risiken zusammen-
treffen. Ziel der Handelspolitik sollte es allerdings
nicht sein, strategische Abhingigkeiten generell zu
vermeiden, sondern kritische Verwundbarkeiten
gezielt dort zu reduzieren, wo die Gefahr besonders
grof} ist, dass sie geookonomisch instrumentalisiert
werden und Moglichkeiten zu deren Verringerung
bestehen. Aufgrund der geo6konomischen Exter-
nalitdt - also des Umstands, dass private Akteure
die gesamtwirtschaftlichen Kosten kritischer Ab-
hiangigkeiten nicht vollstindig berticksichtigen -
bedarf es hierfiir zusétzlicher staatlicher Aktivita-
ten uber diejenigen des Privatsektors hinaus.

Erstens sollte die EU ihre handelspolitischen Di-
versifizierungsbemiihungen weiter intensivieren.
Der Abschluss bzw. die Inkraftsetzung und Vertie-
fung von Freihandelsabkommen mit wirtschaftlich
komplementiren Partnern (z.B. Indien, Indonesien
oder Mercosur) sind zentrale Moglichkeiten, um
Lieferketten breiter aufzustellen und Abhangigkei-
ten zu reduzieren. Dabei sollte die EU konsequent
auf regelbasierte Freihandelsabkommen im Sinne
von Art. XXIV GATT setzen, also Abkommen, die
eine Marktoffnung gewéhrleisten und keine neuen
Handelshemmnisse gegentiber Drittlindern schaf-
fen. Dartiber hinaus sollte die Europaische Union
der wachsenden Bedeutung nicht gebundener
Staaten in der geookonomischen Ordnung stéarker
Rechnung tragen. Linder wie Indien, Indonesien,
Vietnam, Mexiko oder Saudi-Arabien fungieren in
einer fragmentierten Weltwirtschaft zunehmend
als Verbindungsknoten zwischen geopolitischen
Blocken. Gerade diese Staaten konnen Handelsum-

lenkungen abfedern, Diversifizierung ermoglichen
und die wirtschaftlichen Kosten geo6konomischer
Fragmentierung reduzieren.

Zweitens empfehlen wir den Beitritt zu grof3en plu-
rilateralen Abkommen und sehen in einem Beitritt
der EU zum CPTPP eine aussichtsreiche Option
zur Starkung der handelspolitischen Vernetzung
der Europiischen Union. Ein solcher Schritt wiirde
nicht nur Marktzugang sichern, sondern auch die
Einbindung der EU in dynamische Wachstums-
regionen stirken und strategische Alternativen zu
bestehenden Abhingigkeiten schaffen.

Drittens sollte die EU gezielt Rohstoffpartnerschaf-
ten ausbauen, um die Versorgung mit kritischen
Materialien zu sichern. Diese Abkommen kénnen
neben Handelsaspekten auch Investitionsschutz-
aspekte, Technologiekooperationen oder Nachhal-
tigkeitsstandards umfassen.

Viertens empfehlen wir den Aufbau einer institu-
tionellen ,Trade Policy Intelligence® Eine speziali-
sierte Einheit sollte systematisch strategische Ab-
hédngigkeiten, Netzwerkpositionen und potenzielle
geookonomische Risiken analysieren und damit
eine evidenzbasierte Handelspolitik erméglichen.
Dies ist insbesondere angesichts komplexer globa-
ler Wertschopfungsnetzwerke erforderlich (siehe
auch schon Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK
(2023)).

Und fiinftens sollten handelspolitische Instru-
mente zur Forderung der Diversifizierung stra-
tegischer Lieferketten gepriift werden. Diskutiert
werden in diesem Zusammenhang Vorschriften
zur Diversifizierung und sogenannte Diversifi-
zierungszolle (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim
BMWHK (2023) und Felbermayr (2026)). Allgemeine
numerische Vorgaben zur Anzahl der Lieferanten
sind nicht geeignet, da diese bei den aktuellen
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strategischen Abhingigkeiten weitreichend zur An-
wendung kommen wiirden und wertvolle Liefer-
kettenbeziehungen zerstéren kdnnten, wenn nicht
ausreichend viele Lieferanten die notige Qualitét
bereitstellen konnten. Diversifikationszolle zielen
darauf ab, Giber Preissignale privatwirtschaftliche
Anreize zur Diversifizierung der Beschaffung zu
setzen. Die Einkiufer wiissten dann, dass bei Uber-
schreiten einer Abhingigkeitsschwelle von einem
einzelnen Lieferland ein Importzoll fallig wiirde.
Damit hitten sie Anreize, ihre Beschaffung zu di-
versifizieren, bevor die Abhingigkeit zu grof? wird.
Ein solches Instrument wiirde potenzielle zukiinf-
tige Abhingigkeiten verhindern helfen, kann aber
naturgemaf! wenig gegen bereits etablierte Mono-
polstellungen einzelner Lieferlander ausrichten.

Es sollte allenfalls fir klar definierte strategische
Giiter in Betracht gezogen und moglichst in einen
regelbasierten multilateralen oder plurilateralen
Rahmen eingebettet werden, um eine weitere Frag-
mentierung des Welthandelssystems zu vermei-
den.1>

7.3 Starkung der geookonomischen
Reaktionsfahigkeit und Antworten
auf den China-Schock II

Neben der Reduktion von Abhingigkeiten ist die
Fahigkeit zur Reaktion auf geo6konomischen
Druck von zentraler Bedeutung. Abschreckung
und Glaubwiirdigkeit spielen hierbei eine entschei-
dende Rolle.

Erstens sollten handelspolitische Instrumente wie
Antidumping-, Antisubventions- und Antiumge-
hungsmafinahmen gezielt und regelkonform ent-
wickelt und eingesetzt werden, um Wettbewerbs-
verzerrungen etwa im Kontext des China-Schocks
II zu adressieren. Dabei ist jedoch sicherzustellen,
dass diese Mafnahmen nicht in Protektionismus
Uibergehen, der langfristig die Wettbewerbsfahig-
keit schwichen wiirde.

Zweitens sollte das Anti-Coercion Instrument ope-
rationalisiert werden. Hierzu gehdren insbesondere
ein systematisches Monitoring wirtschaftlichen
Zwangs, transparente Entscheidungskriterien sowie
klar definierte Eskalationsstufen. Die Wirksamkeit
dieses Instruments hingt entscheidend von der
Glaubwiirdigkeit der Anwendung ab. Vorrangiges
Ziel des Anti-Coercion Instruments sollte bleiben,
wirtschaftlichen Zwang moglichst ohne Eskalation
zu beenden oder abzuwenden, in enger Koordina-
tion mit diplomatischen Anstrengungen. Handels-
politische Gegenmafinahmen dienen primér der
glaubwiirdigen Abschreckung und der Schaffung
von Anreizen fiir eine Riickkehr zu kooperativen
Losungen.

Drittens ist eine stirkere Zentralisierung und Be-
schleunigung von Entscheidungsprozessen auf
EU-Ebene erforderlich. Geookonomische Konflikte
konnen sich schnell verschirfen, sodass verzogerte
Reaktionen erhebliche Kosten verursachen kénnen.

15 Die EU und die USA haben am 24. April 2026 eine Absichtserkldrung zur gemeinsamen Sicherung der Beschaffung kritischer Rohstoffe
geschlossen. Zu den koordiniert eingesetzten Instrumenten kénnten auch Preisuntergrenzen gehéren, die eine dhnliche Wirkung wie
Diversifikationszoélle hatten. Die Zusammenarbeit kdnnte sich dartiber hinaus auf die Entwicklung gemeinsamer Standards fiir Bergbau,
Verarbeitung und Recycling, die Férderung von Investitionen, gemeinsame Forschung und Innovation, Bevorratungsstrategien und Mechanismen
fur eine rasche Reaktion auf Versorgungsunterbrechungen konzentrieren. Der Beirat begriift den Willen zur Zusammenarbeit und empfiehlt eine

Erweiterung der Initiative auf weitere Lander.
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Viertens sollte die EU ihre Instrumente im Bereich
der Exportkontrollen und Investitionspriifungen
weiter harmonisieren und auf europiischer Ebene
biindeln. Nationale Alleingdnge fiihren zu Ineffi-
zienzen und schwichen die strategische Position
der EU.

Flnftens ist bei der Einfithrung neuer Schutz-
instrumente - etwa lokaler Wertschépfungs-
vorschriften, ,,Buy European“-Ansétzen wie in
Entwirfen zum ,Industrial Accelerator Act” oder
gegebenenfalls ,freiwilligen“ Exportbeschrian-
kungen - angesichts des China-Schocks II grofite
Zurickhaltung geboten. Wie in Kapitel 4 dargelegt,
zeigen die Erfahrungen, dass solche Mafinahmen
in der Regel zu Preiserh6hungen und Wohlstands-
verlusten flihren, Anpassungsanreize und techno-
logischen Fortschritt vermindern und die EU selbst
in scharfen Konflikt mit multilateralen Regeln
bringen kénnten.

Davon zu unterscheiden sind innovations-
orientierte Kooperationen im Rahmen offener
plurilateraler Abkommen. Zielgerichtete Forder-
instrumente, gemeinsame Forschungs- und Ent-
wicklungsprogramme sowie Kooperationen in
strategischen Technologiefeldern kénnen den
Technologietransfer beschleunigen, Innovations-
Okosysteme stirken und die Entwicklung gemein-
samer technologischer Standards foérdern. Eine sol-
che Zusammenarbeit erginzt die handelspolitische
Offnung um eine innovationspolitische Dimension
und starkt langfristig Wettbewerbsfiahigkeit und
geodkonomische Resilienz.1¢ Die EU sollte zu-
dem bestehende reziproke Zugangsregelungen zu

offentlichen Beschaffungsmarkten nutzen und,
soweit sinnvoll, im Rahmen neuer plurilateraler
Abkommen weiterentwickeln.

7.4 Stabilisierung und Weiterentwick-
lung des multilateralen Handels-
systems und Starkung der handels-
politischen Kapazitat

Trotz gegenwirtiger Schwichen bleibt das multi-
laterale Handelssystem ein unverzichtbares und
globales 6ffentliches Gut. Fiir eine offene Volks-
wirtschaft wie die EU ist dessen Stabilisierung von
zentraler Bedeutung. Fiir die Europdische Union
ergibt sich daraus eine doppelte Rolle: Einerseits
kann sie als eigenstindiger Akteur zur Stabili-
sierung beitragen, andererseits ist sie Teil einer
potenziellen Koalition von gleichgesinnten Staaten,
die gemeinsam die Grundprinzipien des Systems
sichern und weiterentwickeln kénnen. Die entspre-
chende Reformagenda wurde im vorangegangenen
Kapitel detailliert dargestellt.

Klar ist, dass die Europiische Union ihre handels-
politische Durchsetzungsfahigkeit ausbauen sollte,
um die formulierten Empfehlungen umzusetzen.
Hierzu gehoren eine bessere Datengrundlage fir
die Beobachtung globaler Wertschopfungsketten,
die friihzeitige Identifikation von Wettbewerbs-
verzerrungen und Umgehungsstrategien sowie die
Entwicklung von Antworten auf geopolitische Be-
drohungen. Eine stirkere Durchsetzung bestehen-
der Regeln ist dabei der Schaffung zusatzlicher
Instrumente grundsitzlich vorzuziehen.

16 Zu den Moglichkeiten und Grenzen der Industriepolitik sieche Wissenschaftlicher Beirat beim BMWE (2025).
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8 Gesamtbewertung

Die europdische Handelspolitik muss sich in einem
durch geo6konomische Rivalitit und eine Erosion
multilateraler Institutionen gepriagten Umfeld

neu ausrichten. Daraus ergeben sich vier zentrale
Handlungsfelder: die Stirkung des Binnenmark-
tes als 6konomische Basis, die gezielte Reduktion
strategischer Abhiangigkeiten, die Verbesserung der
geoOkonomischen Reaktionsfiahigkeit sowie der Er-
halt und die Weiterentwicklung des multilateralen
Handelssystems. Um in diesen Handlungsfeldern
erfolgreich zu sein, bedarf es einer deutlichen Star-
kung der handelspolitischen Kapazitét in der EU.

Eine solche Handelspolitik kann einen wichtigen
Beitrag zur Starkung der Européischen Union
leisten, bleibt jedoch auf die Ergdnzung durch die
Technologiepolitik und eine breitere wirtschafts-
politische Koordination angewiesen, insbesondere
im Hinblick auf makro6konomische Ungleichge-
wichte.

Zusammenfassend empfiehlt der Wissenschaft-
liche Beirat eine handelspolitische Strategie, die
die Vertiefung des europdischen Binnenmarktes,
die gezielte Reduktion strategischer Abhdngig-
keiten, den Ausbau der geookonomischen Reak-

tionsfahigkeit sowie angemessene Antworten auf
den China-Schock II und die Stabilisierung und
Weiterentwicklung des multilateralen Handels-
systems miteinander verbindet. Zu den zentralen
Elementen dieser Strategie gehort das gemeinsame
Vorantreiben offener plurilateraler Handels- und
Resilienzabkommen mit gleichgesinnten Partnern.
Diese sollten unabhingig vom Fortgang einer
WTO-Reform verfolgt werden, zugleich aber so
ausgestaltet sein, dass sie langfristig in den mul-
tilateralen Rahmen integriert werden kdnnen.
Schliefilich sieht der Wissenschaftliche Beirat in
einem EU-Beitritt zum CPTPP eine aussichtsreiche
Option zur Stirkung der handelspolitischen Ver-
netzung der Europdischen Union.

Durch das Zusammenwirken dieser Elemente
kann die Europiische Union ihre wirtschaftliche
Offenheit bewahren, ihre internationale Wett-
bewerbsfihigkeit und Innovationskraft starken,
ihre geookonomische Resilienz erhéhen und ihre
Rolle als unverzichtbarer Partner in strategischen
Wertschopfungsketten ausbauen. Dadurch stirkt
sie gleichzeitig ihre Handlungsfihigkeit in einer
zunehmend machtpolitisch gepriagten Weltwirt-
schaft.
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Gutachten vom 10./11. Juli 1992
»Gesamtwirtschaftliche Orientierung bei
drohender finanzieller Uberforderung*

Gutachten vom 24. Januar 1992

»Stellungnahme zu den Vorschriften tiber

eine Industriepolitik in den Vertriagen iiber

die Europaische Politische Union und die
Europiische Wirtschafts- und Wahrungsunion”

Gutachten vom 12. bis 14. Juli 1991
»Lohn- und Arbeitsmarktprobleme in den neuen
Bundeslandern®

Gutachten vom 15./16. Februar 1991
»Probleme der Privatisierung in den neuen
Bundesliandern®

Gutachten vom 14. Dezember 1990
»Stellungnahme zu den GATT-Verhandlungen*

Gutachten vom 19./20. Oktober 1990
»Aufzeichnung der Beratungsergebnisse zu den
Belastungen durch die deutsche Einheit“

Gutachten vom 29./30. Juni 1990
»Auflenwirtschaftspolitische Herausforderungen
der Europiischen Gemeinschaft an der Schwelle
zum Binnenmarkt*

Gutachten vom 1./2. Marz und 27. Mirz 1990
»Schaffung eines gemeinsamen Wirtschafts- und
Wihrungsgebietes in Deutschland“

Gutachten vom 17./18. November und

15./16. Dezember 1989

~Wirtschaftspolitische Herausforderungen der
Bundesrepublik im Verhaltnis zur DDR“

Gutachten vom 5. Juni 1989
»Stellungnahme zum Bericht des Delors-
Ausschusses”

Gutachten vom 20./21. Januar 1989
»Europdische Wahrungsordnung*



Gutachten vom 26./27. Februar 1988
»Wirtschaftspolitische Konsequenzen aus den
auflenwirtschaftlichen Ungleichgewichten der
grofden Industrielander*

Gutachten vom 26./27. Juni 1987
»Gewinn, Investitionen und Beschiaftigung*

Gutachten vom 6. Dezember 1986
»Wettbewerbspolitik“

Gutachten vom 21. und 22. Februar 1986
»otellungnahme zum Weifdbuch der
EG-Kommission iiber den Binnenmarkt“

Gutachten vom 11. und 12. Oktober 1985
»Steuerpolitik unter gesamtwirtschaftlichen
Gesichtspunkten®

Gutachten vom 14. und 15. Dezember 1984
SStrukturwandel fiir Wachstum und mehr
Beschiftigung”

Gutachten vom 25. Juni 1983
,svermindert Arbeitszeitverkiirzung die
Arbeitslosigkeit?“

Gutachten vom 18. Februar 1983
»2Konjunkturpolitik - neu betrachtet*

Gutachten vom 23. Januar 1982
»Probleme der Wohnungswirtschaft®

Gutachten vom 23. Februar 1981
»~Wirtschaftspolitik bei defizitarer
Leistungsbilanz*

Stellungnahme vom 17. Januar 1981
»Probleme der Stahlindustrie in der Europiischen
Gemeinschaft”
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Gutachten vom 9. Februar 1980
»~Wirtschaftspolitische Implikationen eines
Bevolkerungsriickgangs“

Gutachten vom 7. und 8. Dezember 1979
~Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der
Olverknappung*®

Gutachten vom 15. und 16. Dezember 1978
,Staatliche Interventionen in einer
Marktwirtschaft“

Gutachten vom 12. November 1977
»Aktuelle Probleme der Beschiftigungspolitik“

Gutachten vom 4. Juli 1977
»Rationalisierungsinvestitionen

Gutachten vom 20. November 1976
»Fragen einer neuen Weltwirtschaftsordnung”

Gutachten vom 14. und 15. November 1975
,,Kosten und Preise 6ffentlicher Unternehmen“

Gutachten vom 9. und 10. Mai 1975
»Indexierung wirtschaftlich relevanter Gréf3en”

Gutachten vom 15. und 16. Méirz 1974
»,Probleme der Auslinderbeschiftigung”

Gutachten vom 16. und 17. November 1973
»HOchstpreisvorschriften fiir Energie“

Gutachten vom 19. und 20. Oktober 1973
»Stabilititspolitische Problematik der
gesetzlichen Rentenversicherung*

Gutachten vom 9. und 10. Mérz 1973
»Grundfragen der Stabilititspolitik“
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Gutachten vom 11. Dezember 1971
»Regelmechanismen und regelgebundenes
Verhalten in der Wirtschaftspolitik“

Stellungnahme vom 3. Juli 1971 zum
»~gegenwirtig bestehenden Problem der

Wechselkurspolitik“

Gutachten vom 12. Dezember 1970

»Entwicklung der Wohnungsmieten und geplante

Mafdnahmen zur Begrenzung des Mietanstiegs*

Gutachten vom 24. Oktober 1970
»Problematik der gegenwirtigen hohen
Zinssitze“

Gutachten vom 6. Februar 1970
»Einfithrung einer Fusionskontrolle“

Gutachten vom 1. Februar 1969
,Aktuelle Probleme der aufdenwirtschaftlichen
Absicherung*

Gutachten vom 23. Juli 1968
»Fragen der Staatsverschuldung”

Gutachten vom 25. November 1967
»Zusammenhang zwischen aufien-
wirtschaftlichem Gleichgewicht und
Preisniveaustabilitat”

Stellungnahme vom 15. Juli 1967 zum
»Gesetzentwurf zur Anpassung und Gesundung
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der
deutschen Steinkohlenbergbaugebiete

Gutachten vom 28. Februar 1967
,Subventionen in der Marktwirtschaft*

Gutachten vom 18. Juni 1966
»otaatliche Zinsregulierungen®

Gutachten vom 29. Januar 1966

»otdndige Preiserhohungen in unserer Zeit*
Gutachten vom 31. Oktober 1964
LZusammenwirken staatlicher und
nichtstaatlicher Krifte im Bereich der
wirtschaftspolitischen Gesetzgebung*

Gutachten vom 20. Juni 1964
LZusammenwirken von staatlichen
und nichtstaatlichen Kréften in der
Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 9. November 1963
,Wirtschaftliche Vorausschau auf mittlere Sicht“
Gutachten vom 16. Februar 1963
»Selbstfinanzierung bei verlangsamtem
wirtschaftlichem Wachstum*

Gutachten vom 23. Juni 1962
»Reform des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrinkungen®

Stellungnahme vom 4. Mirz 1961 zur
»Aufwertung der D-Mark“

Gutachten vom 21. Januar 1961
»Gedanken iiber die Konzeption einer kiinftigen
deutschen Energiewirtschaftspolitik*

Gutachten vom 21. Februar 1960
»Gegenwirtige Moglichkeiten und Grenzen
einer konjunkturbewufiten Lohnpolitik in der
Bundesrepublik*

Gutachten vom 25. Januar 1960

,Probleme einer rationellen Wirtschaftshilfe an
die Entwicklungslinder unter Beriicksichtigung
der von der Bundesrepublik zu treffenden
Mafnahmen“



Gutachten vom 14. April 1959
»,2Konjunkturpolitische Situation der Bundes-
republik Deutschland im Friihjahr 1959

Stellungnahme vom 3. Mdrz 1959 zur
sinternationalen Koordinierung der Konjunktur-
politik, insbesondere zur Frage eines euro-
paischen Konjunkturboards“

Gutachten vom 27. Juli 1958
»Problem Verteidigungslast und
volkswirtschaftliches Wachstum*“

Gemeinsames Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats beim Bundesminister der Finanzen

und des Wissenschaftlichen Beirats

beim Bundeswirtschaftsministerium

vom 26. Januar 1958

»Kapitalmarkt und Besteuerung“

Gutachten vom 30. April 1957
»~Wirtschaftspolitische Problematik der deutschen
Exportiiberschiisse*

Gutachten vom 24. Februar 1957
»Problem von Index- und Preisgleitklauseln“

Gutachten vom 3. Juni 1956 und 7. August 1956
»Instrumente der Konjunkturpolitik und ihre
rechtliche Institutionalisierung”

Gutachten vom 11. Oktober 1955
»Welche Mafinahmen entsprechen der
gegenwirtigen konjunkturellen Situation?“

Gutachten vom 12. Juni 1955
»Probleme einer produktivititsorientierten
Lohnpolitik“

Gutachten vom 23. Januar 1955
»2Moglichkeiten und Grenzen regionaler
Wirtschaftspolitik®

ANHANG 57

Gutachten vom 20. November 1954
»Einfithrung von direkten Tarifen*

Gutachten vom 14. November 1954

»~Antriage und Gesetzentwiirfe zur Beschrinkung
des Wettbewerbs in gewissen Gewerben und
Berufen®

Gutachten vom 23. Oktober 1954
,Probleme der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung und ihrer Auswertung*

Gutachten vom 2. Oktober 1954

»Fragen des Kartellproblems, die durch die
bevorstehende Gesetzgebung aufgeworfen
werden“

Gutachten vom 31. Mai 1954
»Problem landwirtschaftlicher Paritatspolitik im
Rahmen der allgemeinen Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 10. Januar 1954
»Sicherung der wirtschaftlichen Expansion®“

Gutachten vom 11. Oktober 1953
»Fragen des gemeinsamen Marktes

Gutachten vom 28. Juni 1953
»,Problem der gegenwirtigen deutschen
Zahlungsbilanz“

Gutachten vom 1. Mai 1953

»Frage der wirtschaftlichen Integration Europas*
Gutachten vom 22. Februar 1953

»Problem der Integration der europiischen
Agrarmirkte (sogenannte Agrarunion)“

Ergebnis der Beratungen vom 17./18. Januar 1953
»Sicherung der wirtschaftlichen Expansion“
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Gutachten vom 14. Dezember 1952
»Frage des gemeinsamen Marktes innerhalb der
Europiischen Gemeinschaft fiir Kohle und Stahl“

Gutachten vom 16. November 1952
»,Konvertierbarkeit der Wahrungen*

Gutachten vom 6. Juli 1952
»Wiederaufbau des Kapitalmarktes und
Zinspolitik“

Gutachten vom 8. Juni 1952
wverteidigungsleistungen und
Wirtschaftsverfassung”

Gutachten vom 27. April 1952
»Ausgleich der Wahrungsspannen im Rahmen
einer europdischen Integration”

Gutachten vom 4. Februar 1952
»Belebung des Wertpapiermarktes

Gutachten vom 9. Oktober 1951

sIst zur Uberwindung der gegenwirtigen
Aufschwunghemmung eine aktive
Konjunkturpolitik anzuraten?“

Gutachten vom 29. Juli 1951
»2Aufienhandelspolitik“

Gutachten vom 10. Juni 1951
,Lenkungsmafinahmen*

Stellungnahme vom 29. April 1951
,Investitionshilfe*

Vorldufige Stellungnahme vom 25. Februar 1951
~Wirtschaftspolitische Moéglichkeiten zur
Begrenzung der direkten lenkenden Eingriffe”

Gutachten vom 28. Januar 1951
»Bereinigung des Preisgefiiges”

Gutachten vom 10. Dezember 1950
»Kapitalmarktpolitik und Investitionspolitik“

Vorlaufige Stellungnahme vom 5. November 1950
»Deckung des zusitzlichen kiinftigen
Finanzbedarfs*

Gutachten vom 5. November 1950
»Einwirkung der Weltkonjunktur auf die
deutsche Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 24. September 1950
»Struktur- und konjunkturpolitische Fragen der
Einkommensverteilung“

Gutachten vom 11. Juni 1950
»Probleme der Kapitalbildung und der
Geldschopfung“

Gutachten vom 7. Mai 1950
»Stellung des Wohnungswesens in der sozialen
Marktwirtschaft“

Gutachten vom 26. Februar 1950
»Kapitalmangel und Arbeitslosigkeit in der
sozialen Marktwirtschaft*

Gutachten vom 5. Februar 1950
»Europiische Zahlungsunion“

Gutachten vom 18. Dezember 1949
»Das Dollardefizit Europas im Handel mit USA
(Problem der Dollarliicke)*

Gutachten vom 30. Oktober 1949
»Agrarpolitik in der sozialen Marktwirtschaft*



Gutachten vom 18. September 1949
»Geldordnung und Wirtschaftsordnung”

Gutachten vom 24. Juli 1949
»,Grundsatzfragen der Monopolgesetzgebung”

Gutachten vom 8. Mai 1949
»Expansive und kontraktive Kreditpolitik“

Gutachten vom 27. Februar 1949
LInvestitionsmittel und ERP-Mittel*

Gutachten vom 17. Januar 1949
»Preispolitik und Aufienhandelsgestaltung*

Gutachten vom 24. Oktober 1948
»Agrarpolitik und Agrarpreise“

Gutachten vom 3. September 1948
»Wahrungs-, Preis-, Produktions- und
Investitionspolitik“

Gutachten vom 11. Juli 1948
»Investitionspolitik nach der Wihrungsreform*“
Gutachten vom 12. Juni 1948
Hnvestitionspolitik“

Gutachten vom 1. April 1948

»2Mafdnahmen der Verbrauchsregelung, der
Bewirtschaftung und der Preispolitik nach der
Wihrungsreform“
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Mitglieder

Das Gutachten wurde vorbereitet von folgenden Mitgliedern des Wissenschaftlichen Beirats beim

Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie

Professor Dr. Hans Gersbach
(federfiihrend)

Professor fiir Makrookonomie, Innovation

und Politik
CER-ETH - Center of Economic Research
an der ETH Ziirich, Schweiz

Professor Dr. Felix Bierbrauer
(Vorsitzender)

Professor flir Finanzwissenschaften
und Center for Macroeconomic
Research (CMR)

an der Universitit zu Koln

Professor Gabriel Felbermayr, Ph.D
Direktor des Osterreichischen Institutes
far Wirtschaftsforschung (WIFO)
Universitatsprofessor an der Wirtschafts-
universitit Wien (WU), Osterreich

Verzeichnis der ibrigen Mitglieder

Professor Dr. Hermann Albeck
Em. Professor fiir Volkswirtschaftslehre
an der Universitit Saarbricken

Professor Dr. Stefan Bechtold
Professor fiir Immaterialgiiterrecht
Departement Geistes-, Sozial- und
Staatswissenschaften

an der ETH Ziirich, Schweiz

Professor Dr. Christian Bayer
(stellvertretender Vorsitzender)
Professor fiir Volkwirtschaftslehre

an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universitit Bonn

Professor Dr. Norbert Berthold

Em. Professor fiir Volkswirtschaftslehre

an der Bayerischen Julius-Maximilians-Universitét
in Wiirzburg

Professor Dr. h.c. Axel Boérsch-Supan, Ph.D.
Direktor des Munich Research Institute for the
Economics of Aging (MEA) und Direktor emeritus
am Max-Planck-Institut fiir Sozialrecht und
Sozialpolitik, Miinchen

Professor Dr. Friedrich Breyer
Em. Professor fiir Volkswirtschaftslehre
an der Universitit Konstanz

Professor Dr. Dr. h.c. Christoph Engel

Direktor am Max-Planck-Institut zur Erforschung
von Gemeinschaftsgiitern

Professor fiir Rechtswissenschaften

an der Universitidt Osnabrick

Professor Dr. Dr. h.c. mult. Wolfgang Franz
Prasident des Zentrums fiir Européische
Wirtschaftsforschung Mannheim i.R.

Em. Professor fiir Volkswirtschaftslehre
an der Universitit Mannheim

Professor Marcel Fratzscher, Ph.D.

Prisident des Deutschen Instituts fiir
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin)

Professor fiir Makrookonomie und Finanzen
an der Humboldt-Universitit Berlin



Professor Nicola Fuchs-Schiindeln, Ph.D.
Prisidentin des Wissenschaftszentrum Berlin fiir
Sozialforschung (WZB)

Professorin fiir Makro6konomie und Entwicklung
an der Goethe-Universitit Frankfurt am Main

Professor Christina Gathmann, Ph.D.

Leiterin des Labor Market Department, Institute
for Socio-Economic Research (LISER), Luxemburg
Professorin fiir Volkswirtschaftslehre

am Departement of Economics, University of
Luxembourg

Professor Dietmar Harhoff, Ph.D.

Direktor am Max-Planck-Institut fiir Innovation
und Wettbewerb, Minchen

Professor fiir Betriebswirtschaftslehre

an der Ludwig-Maximilians-Universitit Miinchen

Professor Dr. Rainer Haselmann

Professor fiir Finanzwirtschaft, Rechnungswesen
und Steuern

an der Goethe Universitit Frankfurt

Professor Dr. Dr. Yoan Hermstriiwer

Professor fir Legal Tech, Law and Economics und
Offentliches Recht

an der Universitat Zurich, Schweiz

Professor Dr. Hanna Hottenrott
Professorin fiir Innovations6konomik
Technische Universitit Miinchen (TUM)
Leiterin des Forschungsbereichs
,Innovationsokonomik und
Unternehmensdynamik®
Leibniz-Zentrum fiir Europiische
Wirtschaftsforschung (ZEW)
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Professor Dr. Dr. h.c. mult. Martin Hellwig, Ph.D.
Direktor am Max-Planck-Institut zur Erforschung
von Gemeinschaftsgiitern i.R.

Em. Professor an der Universitit Bonn

Professor Dr. Roman Inderst

Professor fiir Finanzen und Okonomie

an der Goethe-Universitit Frankfurt am Main

Professor Dr. Dr. h.c. mult. Otmar Issing
Mitglied des Direktoriums der Européischen
Zentralbank i.R.

Frankfurt am Main

Professor Dr. Eckhard Janeba
Professor fir Finanzwissenschaft und
Wirtschaftspolitik

an der Universitit Mannheim

Professor Dr. Glinter Knieps

Em. Professor fiir Wirtschaftspolitik und Direktor
der Abteilung fiir Netzokonomie, Wettbewerbs-
O0konomie und Verkehrswissenschaft

an der Albert-Ludwigs-Universitét Freiburg

Professor Dr. Dorothea Kiibler

Professorin fiir Betriebswirtschaftslehre/VO

an der Technischen Universitéit Berlin
Direktorin der Abteilung Verhalten auf Markten
am Wissenschaftlichen

Zentrum Berlin

Professor Sibylle Lehmann-Hasemeyer, Ph.D.
Professorin fiir Wirtschafts- und Sozialgeschichte
an der Universitit Hohenheim

Professor Dr. Axel Ockenfels

Professor fiir Wirtschaftliche Staatswissenschaften
Staatswissenschaftliches Seminar

an der Universitit zu Koln
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Professor Regina T. Riphahn, Ph.D.
Professorin fiir Statistik und empirische
Wirtschaftsforschung

an der Friedrich-Alexander-Universitit
Erlangen-Niirnberg

Professor Dr. Albrecht Ritschl
Professor fiir Wirtschaftsgeschichte
an der London School of Economics,
Vereinigtes Konigreich

Professor Dr. Dr. h.c. Klaus M. Schmidt
Professor fiir Volkswirtschaftslehre
an der Ludwig-Maximilians-Universitit Miinchen

Professor Dr. Olaf Sievert

Priasident der Landeszentralbank in den
Freistaaten Sachsen

und Thiiringen, Leipzig i.R.,
Honorarprofessor Universitit Saarbriicken

Professor Dr. Dr. h.c. Hans-Werner Sinn
Président des Ifo-Instituts Miinchen i.R.
Em. Professor fiir Nationalokonomie und
Finanzwissenschaft

an der Universitit Miinchen

Professor Achim Wambach, Ph.D.

Préasident des ZEW - Leibniz-Zentrums fiir
Europiische Wirtschaftsforschung Mannheim
Professor fiir Volkswirtschaftslehre an der
Universitdit Mannheim

Professor Dr. Carl Christian von Weizsicker
Em. Professor fuir Volkswirtschaftslehre
an der Universitat zu Koln

Professor Georg Weizsicker, Ph.D.
Professor fiir Mikrookonomik
an der Humboldt Universitit Berlin

Professor Dr. Eberhard Wille

Em. Professor fiir Volkswirtschaftslehre und
Finanzwissenschaft

an der Universitit Mannheim

Professor Dr. Ludger Wofmann

Leiter des ifo Zentrums fiir Bildungsékonomik
Professor fir Volkswirtschaftslehre

an der Ludwig-Maximilians-Universitit Miinchen

Professor Dipl.-Ing. Dr. Christine Zulehner
Professorin fur Volkswirtschaftslehre
an der Universitit Wien, Osterreich

Ruhende Mitgliedschaften

Professor Dr. Claudia M. Buch

Vorsitzende der Europiischen Bankenaufsicht bei
der Europédischen Zentralbank

in Frankfurt am Main

Professor Dr. Veronika Grimm
Professorin am Energy Systems and
Market Design Lab

an der Technischen Universitit Niirnberg

Professor Dr. Monika Schnitzer
Professorin fiir Volkswirtschaftslehre
an der Ludwig-Maximilians-Universitit Miinchen

Professor Dr. Jens Stidekum

Professor fiir Volkswirtschaftslehre

Disseldorf Institute for Competition Economics
(DICE)

an der Heinrich-Heine-Universitit Diisseldorf
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Die Wurzeln des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie reichen
zurlick bis in die Zeit des Zweiten Weltkrieges. Ab 1943 trafen sich einige der spiteren Beiratsmitglieder
unter dem Vorsitz von Prof. Erwin von Beckerath, um die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands nach
dem Krieg vorzubereiten. Diese so genannte ,Arbeitsgemeinschaft Erwin von Beckerath® ging in dem
Anfang 1948 gegriindeten Beirat auf, der am 23. Januar 1948 auf Einladung der Verwaltung fiir Wirtschaft
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, dem Vorldufer des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie,
in Konigstein im Taunus formell konstituiert wurde. Der Beirat hatte folgende 17 Griindungsmitglieder:

Prof. Dr. Franz Bohm,

Prof. Dr. Walter Eucken,

Prof. Dr. Walther G. Hoffmann,
Prof. Dr. Wilhelm Kromphardt,
Prof. Dr. Adolf Lampe,

Prof. Dr. Elisabeth Liefmann-Keil,
Prof. Dr. Alfred Muller-Armack,
Prof. Dr. Oswald v. Nell-Breuning,

Prof. Dr. Erik Nolting,

Prof. Dr. Hans Peter,

Prof. Dr. Erich Preiser,

Prof. Dr. Ludwig Raiser,
Prof. Dr. Heinz Sauermann,
Prof. Dr. Karl Schiller,

Prof. Dr. Otto Veit,

Prof. Dr. Gerhard Weisser,

Prof. Dr. Theodor Wessels



www.bundeswirtschaftsministerium.de ﬁ O] n m % @



https://www.facebook.com/wirtschaftspolitik/
https://www.youtube.com/@bundeswirtschaftsministerium
https://x.com/BMWE_
https://www.linkedin.com/company/bmwe-bund
https://www.instagram.com/bundeswirtschaftsministerium
https://bsky.app/profile/bundeswirtschaftsministerium.de
https://www.threads.com/@bundeswirtschaftsministerium
https://www.tiktok.com/@wirtschaftspolitik
http://www.bundeswirtschaftsministerium.de

	Europäische Handelspolitik  im weltwirtschaftlichen  Umbruch
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	1 Anlass
	2  Die Renaissance der geoökonomischen  Forschung
	2.1 Grundlagen
	2.2 Beispiele offenbarter geoökonomischer Macht
	2.3 Folgerungen für die Handelspolitik

	3  Strategische Abhängigkeiten der EU  und die Rolle der Handelspolitik
	3.1 Wo stehen die EU und Deutschland in der internationalen Wirtschaftsordnung?
	3.2 Kriterien zur Identifikation strategischer Abhängigkeiten
	3.3 Sektorale und systemische strategische Abhängigkeiten
	3.4 EU, USA und China
	3.5 Umgang mit strategischen Abhängigkeiten

	4  Der „China-Schock II“ und handels-politische Reaktionsoptionen
	4.1 Die Rolle Chinas im Welthandel
	4.2 EU und Deutschland
	4.3 Handelspolitische Antworten auf den China-Schock II

	5  Die Krise der WTO und die Rolle  
	5.1 Klassische Grundlagen von Handelsabkommen
	5.2 Empirische Evidenz zu GATT und WTO
	5.3 Begründungen für die WTO-Prinzipien in Zeiten starker geopolitischer Rivalität

	6  Empfehlungen zur Reform der WTO  und zur Förderung offener plurilateraler Kooperation: Ein pragmatischer  Ansatz nach Yaoundé
	6.1 Offener Plurilateralismus als neues Betriebsmodell
	6.2 Rebalancierung von Meistbegünstigung und Reziprozität
	6.3 Plurilaterale Resilienzabkommen als Antwort auf geoökonomischen Zwang
	6.4 Wiederherstellung der Kernfunktionalität: Streitbeilegung
	6.5 Modernisierung der Regelwerke und Abkommen im digitalen Bereich
	6.6 Die WTO als Plattforminstitution
	6.7 Umgang mit Nachhaltigkeits- und Entwicklungsfragen
	6.8 Die Rolle der Europäischen Union

	7  Handlungsempfehlungen für die  
	7.1 Stärkung der ökonomischen Basis: Binnenmarkt als Fundament für Wohlstand und Widerstandsfähigkeit
	7.2 Reduktion strategischer Abhängigkeiten durch eine aktive und differenzierte Handelspolitik
	7.3 Stärkung der geoökonomischen Reaktionsfähigkeit und Antwortenauf den China-Schock II
	7.4 Stabilisierung und Weiterentwicklung des multilateralen Handelssystems und Stärkung der handelspolitischen Kapazität

	8 Gesamtbewertung
	Anhang



